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Großes Hauptquartier, 8. Oktober 1918. Amtlich.
Weſtlicher Kriegsſchauplatz.

Heeresgruppe Kranprinz Rupprecht: Nördlich der Scarpe
griff der Engländer nach heftigem Feuerrkampf beiderſeits von
Oppy an. Jn Nenvireuil faßte er Fuß. Jm übrigen brachten
ihn unſere Vorpoſten zum Stehen.

Heeresgruppe Boehn: Nördlich von St. Quentin ſetzten Eng
länder und Franzoſen ihre ſtarken Angriffe fort. Nördlich von
Monbrehain ſchlugen hannoverſche und braunſchweigiſche Regi-
menter fünfmaligen Anſturm des Feindes ab. Weiter ſüdlich
brach der Angriff des Feindes in unſerem Feuer zuſammen.
Bei und ſüdlich von Sequenhart haben poſenſche und heſſiſche
Regimenter nach hartem Kampf ihre Stellungen behauptet.
Bei den Kämpfen an der Tilloy-Höhe brachten ſchleſiſche Batail
lone und Pioniere im Nahkampf und durch Gegenſtoß den feind-
lichen Anſturm zum Scheitern.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz. Vorfeldkämpfe an der
Ailette und Aisne. Das nördliche Suippes-Ufer wurde in ört
lichen Unternehmungen vom Feinde geſäubert. Am Nachmittag
ſtieß der Gegner in Teilangriffen zwiſchen Bazancourt und
Selles mit ſtarken Kräften beiderſeits von St. Clement an der
Armes vor; ſeine Angriffe ſcheiterten. Oertliche Kämpfe um
St. Etienne, das von uns genommen wurde, im Gegenangriff
des Feindes aber wieder verloren ging. Jm übrigen beſchränkte
ſich die Tätigkeit des Feindes in der Champagne auf Teilvor-
ſtöße und zeitweilig auflebenden Artilleriekampf. Beiderſeits
der Aisne ſchlug die in den letzten Kämpfen beſonders bewährte
9. Landwehr- und 76. Reſerve-Diviſion heftige Angriffe des
Feindes ab.

Heeresgruppe Gallwitz: Nach ſtärkſter Feuervorbereitung
ſetzte der Amerikaner erneut zum Durchbruch beiderſeits der
Aire an. Auf dem weſtlichen Ufer brachten württembergiſche
Landwehr die ſüdlich von Chatel vorbrechenden Angriffe zum
Scheitern. Von der Höhe nördlich von Chatel, auf der der Feind
vorübergehend Fuß faßte, wnrde er im Gegenangriff wieder ge
worfen. Oeſtlich der Aire brachen die feindlichen Angriffe
meiſt ſchon in unſerem Artilleriefeuer zuſammen. Gegen
Abend nahm der Feind beiderſeits der von Charpentry auf
Romagne und der von Nantillois auf Cunel führenden Straßen,
ſowie weſtlich der Maas ſeine Angriffe wieder auf. Nach hartem
Kampfe ſchlugen wir ihn teilweiſe durch Gegenſtöße zurück.

Der Erſte Generalquartiermeiſter: Ludendorff.
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Kriegsberichte der Gegner.
anzöſiſcher Heeresbericht vom 6. Oktober, abe n d s. Nörd-

lich von St. Quentin dauerte die Schlacht den ganzen Tag
zwiſchen Morcourt und Sequehart an. Unſere Truppen haben
Remancourt, die Ferme Tilloy und mehrere befeſtigte Wäld-chen genommen. An ſeinen Stützpunkten leiſtet der Feind mit

wütender Energie Widerſtand, ohne dem Vorrücken unſerer
Truppen Einhalt gebieten zu können, die das Gelände Schritt
für Schritt eroberten, wobei ſie mehrere hundert Gefangene
machten. Nördlich von Reims haben wir die Suippes an zahl-
reichen Punkten erreicht. Die deutſchen Nachhuten auf dem
Südufer leiſteten ſtarken Widerſtand und unkernahmen ver-
ſchiedentlich Gegenangriffe. Unſere Truppen warfen ſie zurück,
wobei ſie ihnen blutige Verluſte beibrachten. Wir halten die
Südränder von Egulcourt und das Dorf Bartricourt nördlich
der Suippes. Weiter nach rechts erzwangen wir den Fluß-
übergang öſtlich von Orainville und nahmen den Kirchhof von
PontGivard. Nicht minder lebhafte Kämpfe ſpielten ſich in
der Gegend von Bazancourt und Boult-ſur-Suippes ab. Sie
ermöglichten uns, an die Ränder dieſer Ortſchaften vorzurücken.
Wir ſtießen aus Betheniville trotz heftigen Maſchinengewehr
und Artilleriefeuers vor und gewannen Boden, ebenſo wie
nördlich von St. Clement a l'Arnes. Jn der Gegend hieltenunſere Truppen während ihres Vormarſches einen ſehr ſtarken
Gegenangriff Stand, ohne zu weichen. Unſere Artillerie ſchoß
auf Sichtweite auf die feindlichen Bataillone und brachte ihnen
ſchwere Verluſte bei. Der Send wurde
Unordnung zurückzuziehen. ie heutigen Kämpfe haben die
Entſetzung von Reims vollendet, deſſen Reichtum und hiſtoriſche
Vergangenheit die Begehrlichkeit der Deutſchen gereizt hatten.
Der Feind, der die Stadt mehrmals ſeit Kriegsbeginn berannt
und ſie in ſeiner ohnmächtigen Wut in Brand geſteckt hat, hat
ſie niemals einzunehmen vermocht.

Engliſcher Paläſtinabericht vom 5. Oktober. Jn der Lage
iſt keine Veränderung eingetreten. Nördlich und weſtlich von
Damaskus hat unſere Kavallerie bei ihren Aufklärungszügen
durch das Land in dieſer Gegend über 15 000 Mann gefangen
genommen. Seit Beginn der Operationen in der Nacht vom
18. September wurden über 71 000 Gefangene eingebracht, 350
Kanonen erbeutet, geſehen von etwa 8000 Gefangenen, die
die arabiſche Armee des Königs Huſſein beanſprucht. Ein-
geſchloſſen in dieſe Zahl ſind die türkiſchen Kommandeure der
16., 19., 24. und 53 Diviſion, der Reſt der Garniſon von Maan
Ali Verbi Paſcha) und deutſch öſterreichiſche Truppen (206
ffiziere und 3000 Mann).

Serbiſcher Heeresbericht vom 6. Oktober. Die Vorhuten
marſchierien geſtern nach heftigen Kämpfen in Vranja ein.
Viele Geſchütze und Maſchinengewehre wurden erbeutet.
Deutſche und öſterreichiſche Gefangene wurden gemacht. Der
Feind zieht ſich in Unordnung nach Norden zurück.

Schiffsverſenkungen durch U-Boote. Berlin T. Oktober.
Amtlich. Deutſche und öſterreichiſchungariſche UBoote ver
nichteten im Mittelmeer neuerdings 30000 Tonnen Schiffs
raum. Die Dampfer wurden auf den Wegen von Sibraltar
nach Südfrankreich und nach den öſtlichen Kriegsſchauplätzen
aus ſtark geſicherten Geleitzügen herausgeſchoſſen.

ezwungen, ſich in

Das Volk erwartet

Des weiteren erzielte ein öſterreichiſch-ungariſches UBoot
auf einen großen Transportdampfer in See, ein deutſches
UBoot auf einen im Hafen von Carloforte (Sardinien) liegen
den Dampfer von etwa 6000 Tonnen Torvpedotreffer. Das
Sinken dieſer beiden Dampfer konnte nicht mehr beobachtet
werden. Der Chef des Admiralſtabes der Marine.
„Amſterdam, 7. Oktober. Nach einer Reutermeldung be

richtet Daily Chronicle aus Liverpool, daß der Dampfer
Burutu von der Elder Demſter Linie (ungefähr 4000 Tonnen)
auf der Rückreiſe von Weſtafrika nach einem Zuſammen-
ſtoß Donnerstag nacht geſunken iſt. Man hörte, daß hier-
bei 150 von den an Bord befindlichen 200 Perſonen ums
Leben gekommen ſind.

Wo bleibt die Amneſtie
Wir haben ſchon darauf hingewieſen, daß in dem Programm

der neuen Regierung jegliches Verſprechen einer Amneſtie für
politiſche Vergehen fehlt. Es handelt ſich dabei vornehmlich
um diejenigen Volksgenoſſen, die aus rein idealen Gründen,
vielfach bei ihrer Werbetätigkeit für den Friedensgedanken,
mit den Kriegsgeſetzen in Konflikt und ins Gefängnis oder ins
Zuchthaus gekommen ſind. Von der Preſſe der unabhängigen
Sozialdemokratie und auch von einer Reihe abhängiger Blätter
iſt gefordert worden, daß dies Verſäumnis möglichſt raſch nach
geholt wird, und in dem geſtern von uns veröffentlichten Auf-
rufe des Parteivorſtandes und der Reichstagsfraktion der Un
abhängigen Sozialdemokratie iſt dieſe Forderung wieder
mit beſonderem Nachdruck erhoben worden. Wenn der Vor-
wärts recht unterrichtet iſt, ſo ſcheint die Regierung inzwiſchenja auch Schritte zu einer Amneſtie eingeleitet zu daben offi

zielle Erklärungen dazu liegen bis jetzt allerdings noch nicht
vor. Der Forderung nach einer weitgehenden Amneſtie
ſchließen ſich auch bürgerliche Blätter wie das Berliner Tage
blatt an. Dort ſchreibt Theodor Wolff u. a.

r erſt ſeit heute und
Verkündung einer Amneſtie. Es ſitzen in den Ge
fängniſſen viele, die nur das große Mitleid zu unbedachten
Aeußerungen und Geſten verleitet hat. Es muß ausdrücklich
geſagt werden, daß auch Karl Liebknecht, obgleich wir
ihn anders als das Ausland dieſem gehört. Daß
es qut wäre, auch in die beſetzten Gebiete hineinzublicken,
eigt eine einfache l r Die Libauiſche

Zeitung vom 27. September meldet ohne Randbemerkungen,
daß „wegen Abhaltens einer verbotenen Verſammlung und
Verbreitung unrichtiger Nachrichten Eduard Waldmann,
Rechtsanwalt in Weſenberg, vom Feldgericht des Generalkommandos zu fünfzehn Jahren Zuchthaus verurteilt worden

iſt.“ Die Notiz beſagt weiter, das Feldgericht habe „wegen
Abhaltens einer verbotenen Verſammlung“ Martin Kutti,
Bürgermeiſter in Weſenberg, mit fünfzehn Jahren Zucht-
haus, Guſtav Pagli, Bankbeamter in Weſenberg, mit fünf-
zehn Jahren Zuchthaus, Tönis Sarehere, Landwirt in Weſen
berg, mit fünfzehn Jahren Zuchthaus, Juri Tiwas, Landwirt
in Weſenberg, mit fünfzehn Jahren Zuchthaus, Oskar Tiwas,
Fabrikleiter in Weſenberg, mit fünfzehn Jahren Zuchthaus
beſtraft. „Wegen Verbreitung unrichtiger Nachrichten“: fünf
Jahre Gefängnis für Guſtav Hüppler, Kaufmann in Reval,
und zehn Jahre Zuchthaus für Ewald Pajos, Landmeſſer in
Weſenberg. Gewiß, die Einleitung einer Amneſtie iſt keine
Angelegenheit, die in einer Stunde erledigt werden kann.
Verbrechernaturen mit hinausſchlüpfen zu laſſen, wäre nicht
empfehlenswert. Aber niemand ſoll uns erzählen, es wäre
gefährlich, diejenigen, die in überſtrömender Friedensſehn-
ſucht gegen irgendwelche Geſetze verſtoßen haben, zu be-
freien

Der abhängige Reichstagsabgeordnete Georg Dabvid-ſohn fordert ſeße einſichtig die Ausdehnung der Amneſtie

auch auf die Soldaten. Er ſchreibt im Vorwärts:
„Stückwerk wäre jede Amneſtie, die nicht auch der während

dieſes Krieges in überaus großer Zahl verurteilten Sol-
daten gedächte. Jm Tanumel des Krieges iſt es bei den mili-
täriſchen Gerichten aller Art nicht immer allzu ſorgſam zu-
gegangen. So habe ich z. B. dem Staatsſekretär von Capelle
vor längerer Zeit im Anſchluß an eine haarſträubende Ver-
urteilung unter dem Titel Marine-Juſtiz eine kleine Denk
ſchrift zugeſtellt, die den Fall im beſonderen und darüber hin
aus das Allgemeine der Kriegs-Militär-Juſtiz beleuchtete.
(Gegen den angeklagten Soldaten war in der Verhandlun
ſogar der Umſtand ausgeſchlachtet worden: er habe „ſozial
demokratiſche Redensarten“ im Verkehr mit den Kameraden
gebraucht

Der Staatsſekretär ließ ſehr lange auf Veſcheid warten.
Ich ſtellte ihn perſönlich, und er verſprach ſofortige Nachprü-
fung. Auf die Einlöſung dieſes Verſprechens mußte ich wieder
lange warten. Jch mahnte und erhielt endlich vom Kapitän
zur See Brüninghaus einen „Beſcheid“, aus dem hervorging,
daß man der Angelegenheit im Reichs-Marineamt mit einer
kaum zu überbietenden Oberflächlichkeit und Gleichgültigkeit
nachgegangen war. Wie mag es nun erſt mit jenen un
zähligen Tauſenden von Soldaten ſtehen, um die ſich kein Ab-
geordneter, kein Menſch kümmert!? Eine Amneſtie muß
cuch die Soldaten umfaſſenl“

e

Die abhängigen Jnſtanzen und das Mehrheits-
programm.,

Nachdem die Mehrheit der regierungsfozialiſtiſchen Jnſtangen
miniſteriell geworden iſt, beeilen ſich die Anhänger der Minder-
heit, ihre Zuſtimmung zu der Miniſterialiſierung der deutſchen
abhängigen Sozialdemokratie zu verſichern. Die neuen Be-
ratungen der abhängigen Jnftanzen ſind dafür bezeichnend. Jn
der Sitzung der regierungsſogzialiſtiſchen Reichstagsfraktion
pom Mittwoch ſchloſſen ſich die meiſten Redner den r
rungen Eberts an, der die Lage des Deutſchen Reichs als
außerordentlich ernſt bezeichnete, und es als die Pflicht der
Parteien hinſtellte, dem deutſchen Volke in dieſen unendlich
ſchweren Tagen ſeine Kraft in jeder Beziehung zur Verfügung
zu ſtellen. Nach dem Bericht des Vorwärts müſſen verſchiedene

geſtern, die

abhängige Abgeordnete geradezu Begeiſterung für die r 2
des prinzlichen Reichskanzlers gezeigt haben Nur ſie
Abgeordnete ſtimmten ſchließlich gegen die Miniſterialiſierung.

Aehnlich war es bei der Beratung des Pareiausſchuſſes und
der Redakteurkonferenz, die ſich einmütig auf den Boden der
ſogenannten Realpolitik unter Hintanſetzung aller Grundſätze
ſtellten. Selbſt Leute wie Adolf Braun, der noch ganz vor
kurzem den Miniſterialismus als die größte Gefahr für die
regierungsſozialiſtiſche Partei bezeichnet hat, ſtimmte ihm zu.
Unter dieſen Umſtänden darf man erwarten, daß die abhängige
Parteipreſſe nunmehr nichts ſein wird als die beredte Ver
teidigerin der neuen Regierung und ihrer Politik. Ein Vor
ſchlag Adolf Brauns, eine Erklärung zu erlaſſen, daß die regte-
rungsſozialiſtiſche Preſſe von ihrer Freiheit der Kritik nicht
das mindeſte aufgeben werde, zeigt nur, daß der Antragſteller
die bisherige Abhängigkeit der regierungsſozialiſtiſchen Preſſe
von einigen wenigen Drahtziehern kennt, und in Zukunft noch
er Abhängigkeit befürchtet. Serr Scheidemann verfſicherte
ſtolz, eine ſolche Erklärung ſei nicht nölig. Natürlich i
Lieſt man doch ſchon in der abhängigen Preſſe, daß man „die
Aktion nicht ſtören dürfe“.

Die Abhängigkeit der regierungsfozialiſtiſchen Preſſe iſt t
wollt und nicht neu. Jhre Verteidigung der Regierungspolitik
unter den vorhergehenden Regierungen war der deutlichſte Be
weis ihrer Abhängigkeit von der Politik der bürgerlichen Regie-
rungen. Jetzt wird dies Abhängigkeitsverhältnis in der Oeffent
lichkeit noch deutlicher werden als zuvor.

Liquidation.
Mit dem Geſuche der neuen deutſchen Regierung an den Prä

ſidenten Wilſon um Waffenſtillſtand und Frieden
iſt ein ernſthafter Schritt zur Anbahnung des Friedens getan.

die die politiſche Lage erfordert.
Der Traum iſt zu Ende. Die Weltmachtspläne haben durch

die Geſchichte eine Zerſchmetterung erfahren, die dem ganzen
deutſchen Volk die Augen öffnen muß über die Verderblichkeit
ſener Politik, die eine der Urſachen zum Kriege geweſen iſt. Für
dieſe Politik hat das deutſche Volk 30 Jahre lang gewaltige
Laſten getragen, das ſtehende Heer und die Kriegsflotte haben
rieſige Opfer von ihm gefordert. Jetzt iſt dieſe Politik am Ende.
Die Liquidation des Krieges iſt zugleich die Liquidation jener
Politik, die in der Epoche des Wettrüſtens in Deutſchland be
trieben wurde. Nicht nur über die Politik während des Krieges
wird jetzt das Urteil geſprochen, ſondern zugleich über die ganze
imperialiſtiſche Politik, die ſeit dem Beginn der neunziger
Jahre des vorigen Jahrhunderts getrieben worden iſt.

Die, in deren Hände die Anhänger der Weltmachtspolitik die
Liquidation des Krieges gelegt haben, ſind von dem Beſtreben
getragen, dieſe Liquidation nicht zur Verurteilung jener Kreiſe
oerden zu laſſen. Ungekränkt ſollen ſie in den Hintergrund
treten, während unter dem Zwang der Notwendigkeit wohl-
wollende Liquidatoren ſich bemühen, aus dem Zuſammenbruch
ibrer machtpolitiſchen Ziele den bürgerlichen Staat in möglichſt
wenig veränderter Geſtalt herauszuführen. Nicht die grund-
ſätzliche Gegnerſchaft gegen dieſe Machtpolitik hat die bürger-
lichen Parteien und die nationale Arbeiterpartei in Deutſchland
dazu geführt, die Regierungsgeſchäfte zu übernehmen. Für ſie
alle gleich drohend erhebt ſich hinter der Ausſicht auf längere
Kriegsdauer das Geſpenſt des völligen Bankrotts des kapitali-
ſtiſchen Syſtems und des Zuſammenbruchs.

Die Aufgabe der neuen deutſchen Regierung iſt es deshalb,
den Frieden der Verſtändigung zwiſchen den kapitaliſtiſchen
Regierungen zu ſuchen. Dieſe Aufgabe iſt eine doppelte, eine
außenpolitiſche und eine innenpolitiſche. Sie ſetzt ſich zuſam-
men aus der Aufgabe, durch Entgegenkommen gegen die Kriegs-
ziele anderer kapitaliſtiſcher Regierungen möglichſt raſch zum
Frieden zu kommen und ans der anderen Aufgabe, den kapita-
liſtiſchen Charakter des deutſchen Staates zu erhalten. Dazu
gehört, daß nicht eine Bewegung gegen die Vertreter der bis
herigen Politik entfeſſelt wird, die über die Grenzen einer bür-
gerlichen Katzbalgerei hinauswachſen könnte zu größerer ſozialer
Bedeutung. Aber für ſie alle für die Vertreter der bis-
herigen Regierung wie für die Parteien, die die Liquidation des
Krieges übernehmen, kommt die Tatſache einer Verurteilung
ihrer bisherigen Politik gleich, daß heute eine deutſche Regie
rung die Bedingungen Wilſons akzeptiert, dieſelben Bedingun
gen, die noch im Januar dieſes Jahres von der deutſchen Regie-
rung kalt und ſcharf abgewieſen wurden. Die Tatſache, daß zu
dieſen Bedingungen die deutſche Regierung ſchon damals den
Frieden hätte haben fönnen, gibt zu denken. Welche dieſer Par
teien darſ heute ſagen, ſie habe den Frieden, den ſie heute
ſchließen will, immer gewollt!

Wir aber ſtellen heute feſt, daß die Entwicklung der politiſchen
Lage, daß der Friedensſchritt der neuen Regierung, daß der
Jnhalt ihres Friedensangebots der unabhängigen So-
gialdemekratie recht gibt. Es iſt noch zweifelhaft, ob nun die
Verſtändigung zwiſchen den kapitaliſtiſchen Regierungen ſich
raſch und glatt anbahnen wird. Wie bei der deutſchen Regie
rung das Beſtreben geltend iſt, von dem Preſtige der bisherigen
Regierung ſo viel als möglich zu retten, ſo auf der anderen
Seite das Beſtreben, das eigene Preſtige ſoviel als möglich zu
ſtärken. Niemals wird ein wahrer Verſtändigungsfriede zwi
ſchen kapitaliſtiſchen Regierungen möglich ſein. Die
Differenzpunkre zeichnen ſich dentlich ab. Die deutſche Regie
rung geſteht die Erörterung der elſaß-lothringiſchen
Frage zu, aber ſie denkt anders darſber als Clemencean.
Fhenſo beſtehen Meinungsverſchiedenheiten in der Behandlung



der Oſtfragen. Die Schaffung von Vorkevertretungen durch
Deutſchland wird wahrſcheinlich weder den Ententeregierungen
noch Rußland genügen. Differenzen werden ſich zeigen über
die Behandlung der kolonialen Fragen. Und ſchließ-
lich iſt es möglich, daß die Ententeregierungen die Räu
mung Belgiens und Nordfrankreichs als Voraus-
ſeßungen eines Waffenſtillſtandes bezeichnen werden. Aber
keiner dieſer Punkte würde die Fortſetzung des Krieges recht-
fertigen.

Wenn die neue deutſche Regierung auf dieſem Wege zum
kapitaliſtiſchen Verſtändigung ſrieden gelangen wird, ſo wird
ſie nur getan haben, was ſie tun mußte. Haben nicht alle bür
gerlichen Parteien einſt Gebietserweiterungen gefordert?
daben nicht die Regierungsſozigliſten die Politik der deutſchen
Regierung unterſtützt? Wir nehmen deshalb den Friedens-
ſchritt hin als das Bekenntnis dieſer Parteien, daß ihre Kriegs-
politik zuſammengebrochen iſt.

Was aber, um uns nun der Programmm- Erklärung
des neuen Reichskanzlers zuzuwenden, was aber ſind
ſonſt die Ziele der neuen Regierung? Der Reichskangler iſt vor
den Reichstag getreten, ohne ſein Programm darzulegen. Er
hat ſich berufen auf das Programm der Mehrheirsparteien, das
heißt, auf ein Progromm, das noch beträchtlich zurückbleibt
hinter dem Minimalprogramm der Scheidemänner. Die Mehr
heitsparteien begnügen ſich damit, eine neue autoritative Regie-
rung, die nichts demokratiſches an ſich hat als die Tatſache, daß
ſie ſich auf eine Parlaments nehrheit ſtützt, die zwei Jahre vor
Ausbruch des Ferieges gewählt wurde, an die Stelle der bis-
herigen geſedt zu haben. Sie beſtimmen die Politik und die
Bevölkerung dat ſie hinzunehmen. Die Kriegsziele, die ſie ver
verwirklichen wollen, ſind Ziele, die zur Verſtändigung der
bürgerlichen Refierungen dienen ſollen. Wo aber bleiben
die Kriegsziele der Arbeiterſchaft?

In der verihmten Adreſſe des Generalrats der internatio-
malen Arbeiteraſſegigtion ſchrieb Karl Marr 1870:

„Die deutſchen Arkeiter verlangen nur Garantien, daß ihre
ungeheuren Opfer nicht umſonſt gebracht wurden, daß ſie
Freiheit erobert haben

Wer gibt heute der Arbeiterſchaft Garantien dafür, daß ſie
die Freiheit erobert hat? Dieſe Regiernng? Nun und nimmer-
mehr. Sie, die nicht einmal die einfachen Forderungen der
politiſchen Demokratie erfüllt, die noch vor kurzem erſt das
Reichstagswahlrecht zuungunſten des Proletariats verſchlechtert
haben, deren Ziel es iſt, den bürgerlichen Staat unverſehrt aus
der Liquidation des Krieges herauszuführen, werden das
deutſche Proletariat nicht befreien. Sie vermögen keine Garan-
tien dafür zu geben, daß der Alpdruck des Jmperialismus für
immer von ihm genommen iſt, wenn jetzt der Weltkrieg liqui-
diert wird. Dieſe Garantien kann ſich das Proletariat nur
ſelbſt geben. Es muß gegenüber dieſer Regierung ſeinen eige-
nen Willen zur Geltung bringen, indem es zunächſt die völlige
politiſche Befreiung des deutſchen Volkes durchführt. Dazu ge-
hört eine gründliche Umgeſtaltung der deutſchen Verfaſſung im
Geiſte der Demokratie, dazu gehört die Abſchaffung des
bureaukratiſchen Obrigkeitsſyſtems. Gleichzeitig muß das
deutſche Proletarigt ſeinen Einfluß auf die Verhandlungen
über die Liquidation des Krieges geltend machen.

Der Augenblick ſtellt an das deutſche klaſſenbe-
wußte Proletariat die größten Anforderungen. Es wird
ſich ihnen nur dann gewachſen zeigen, wenn es ſtets deſſen ein
gedenk bleibt, daß der internationale Sozialismus
eine geſchichtliche Miſſion zu erfüllen hat: die Befreiung
der Menſchheit aus den Banden jeglicher Knechtſchaft

Politiſche Ueberſicht.
Eine Kundgebung der Freikonſervativen.

Der Vorſtand der Freikonſervativen Partei erläßt eine Kund-
gebung an ſeine Parteigenoſſen im Lande, aus der einiges
wiedergegeden ſei:

Deutſchland ſteht in ſeiner Schickſalsſtunde. Nicht die
äußeren Feinde, ſo viele ihrer ſind, werden uns niederringen.

Aber im Jnnern wühlt und bohrt ein Wurm er nagt
am Marke unſeres Volkes und verdirbt ihm Saft und Kraft.
Das Heer der Mies- und Flaumacher, der Un-

lücksraben und der quakenden Unken aus der
iefe ſie, die da ſehen und raunen, jammern, Unheit

prophezeien, Zweifel leiſe in die Ohren träufeln und unglaub-
würdige Gerüchte hintenherum verhreiten ſie alle, alle ſind
J dem Plan, ſie vergiften Seele, Herz und Hirn des

olfes.“
„Dieſen Jammergeſtalten, ibhnen, die ſelbſt wenigoder nichts leiſten, anderen aber Mannesmut und Hoffnung

ausblaſen, ihnen gilt es, das Handwerk zu legen.
Esſteht gut mituns. Allem und allem zum Trotz.

Weit auf feindlichem Gebiet voraus, die teure heimatliche
lur geſichert, Munition und Pyroviant in ausreichender
enge, geordnet und wohl jegründet unſere Finanzen, die
rrliche Wehr zu Lande und zu Waſſer ungebrochen, unter
beergekrönten Führern, wie ihnen nie zuvor ein Volk mit

tieferem Vertrauen folgte, ſagt ſelbſt, würdet ihr mit dem
Feinde tauſchen?

Jm Fnnern unter Zurückſtellung aller Parteirückſichten
eine einheitliche Front und unſere Unterſtützung jedem,
der uns kraftvoll erſt zum Siege, dann zu ehrenvollem
Frieden führen will.“

Es wird wohl nicht er lange dauern, bis wir ſolche
Aktenſtücke und ähnliche auf ihren wahren Wert werden zurück-
führen können, was heute aus naheliegenden Gründen noch
vicht möglich iſt. Man muß ſie alſo ſchon bis auf weiteres auf
ſich beruhen laſſen.

Die Preſſe gegen die Jenſur.
Um das Reichepreſſeamt.

Der Reichsverband der Deutſchen Preſſe nahm am Sonntag
den 6. d. M., in Hannover eine Entſchließung an, in der es u. a.
heißt: Dieſer Aufgabe kann die deutſche Preſſe nur ge
recht werden, wenn ſie frei in ihrer Pflichterfüllung, nicht ge-
hemmt durch unnötige Bevormundung und in ſicherem Beſitz
des allgemeinen Vertrauens unverfälſchter Ausdruck des Volks
willens zu ſein vermag. Der Reichsverband der Deutſchen
Preſſe erwartet daher, daß die maßgebenden Stellen im Reiche
und in den Bundesſtaaten in richtigem Verſtändnis für die
großen verantwortungsvollen Aufgaben der Preſſe in Gegen-
wart und Zukunft ihr die gebührende Stellung im
öffentlichen Leben einräumen und bei allen die Preſſe berühren-
den Maßnahmen in Geſetzgebung und Verwaltung ſich der Mit-
wirkung der Organiſation als der berufenen Vertretungen der
deutſchen Preſſe verſichern.“

Jm Anſchluß hieran wurde in einer zweiten Entſchließung
das Verlangen ausgeſprochen, daß im Falle der Errichtung eines
Reichspreſſeamtes der Reichsverband gehört werde.

Ein Nachruf für die J. K.
Wir haben bereits kurz mitgeteilt, daß die be rühmte Jnter-

nationale Korreſpondenz der Herren Baumeiſter und Ernſt
h ſowie ihrer Auftraggeber, der Generalkommiſſion der

en, ihr Erſcheinen zum 1. Oktober eingeſtellt hat. An

ne arfer eine eigene Korreſpondenz Franme, ein e rot
d ig Entſchiafenen die folgende Charakteriſtik a
ruß:Krnt Heilmann, der Leiter der Jnternationalen Korre

e zeigt deren Eingehen an. Die J. K. hat durch die
iegszeit gefliſſentlich den verkappten Jmperialismus unterſtützt;

ſie breitete über deutſche Sünden den Mantel des Verzeihens und
und vergröberte fortgeſetzt die Sünden der Kriegsgegner. Die
Verhetzer der Völker konnten oft an der J. K. ihre helle Freude
haben, der ſo notwendigen Arbeit für die Verſtändigung in der
ſozialiſtiſchen Jnternationale aber warf die J. K. immer wieder
dinderniſſe in den Weg, bald Blöcke, öfter Kehrichthaufen. Dabeiwar bemerkenswert, daß der J. K. immer wieder offiziöſe Mit

teilungen, beſonders aus Kreiſen der Generalkommiſſion der Ge
werkſchaften zur Verfügung ſtanden, woraus auf eine gewiſſe
Uebereinſtimmung der Vorſtellungswelt zu ſchließen war. Die
e K. war auch wohl gelitten in Kreiſen deutſcher Machthaber,
ie begeiſterte ſich für die Kulturmiſſion des deutſchen Militaris
mus im Oſten und feierte den Gewaltfrieden von BreſtLitowſk;
Heilmann war ein übriges; er bereiſte mit hoher obrigkeitlicher
Bewilligung die Oſtſeeprovinzen und verſorgte die J. K. mit
Berichten, für die er die UnteroffiziersLitze verdient hätte. Erſt
in der letzten Zeit, in der ein Blinder mit dem Stock fühlen
konnte, wohin die deutſche Oſtpolitik führt, ward Heilmann ge
legentlich kritiſch. Daß die J. K., die als Parvusſche Gründungim ſelben Verlag wie die Gloce erſchien, eben jetzt vom Schau

r 7 arze. an diezolitik der Reichsregierung, ſo iſt ihre itik zuſammenge-brochen. Dem Herrn fein ber Lakai.“ 3
Kleine politiſche Nachrichten.

Noch zwei neue parlamentariſche Miniſter. Der Zentrums-
Germania zufolge iſt der Zentrumsabgeordnete Trimborn
zum Staatsſekretär des Jnnern auserſehen. Als Vertreter
der Nationalliberalen werde der Vizepräſident des
preußiſchen Staatsminiſteriums Dr. Friedberg in den
engeren, dem Kanzler beigegebenen Kabinettsrat treten.
Dieſer ſetze ſich demnach aus den Staatsſekretären v. Payer,
Groeber, Erzberger, Scheidemann und Dr. Friedberg zu-
ſammen.

Berlin, 7. Oktober. Vizeadmiral Ritter von Mann,
Edler von Tiechler, iſt zum Staatsſekretär des Reichs-
Marineamts, Kapitän zur See Löhlein zum Chef des
U-Bootsamtes ernannt worden.

Anſchlag der Kanzlerrede in Bayern. München, 6. Okt.
(W. T. B.) Der Miniſter des Jnnern Dr. von Brettreich hat
angeordnet, daß die Reichstagsrede des Reichskanzlers Prinzen
Max von Baden ſofort in allen bayeriſchen Gemeinden ange-
ſchlagen wird.

Ferdinand von Bulgarien zieht nach Koburg. Der bulgariſche
Exzar wird ſeinen dauernden Wohnſitz in Koburg nehmen.
Jm Bürgelaß-Palais werden bereits alle Einrichtungen und
Vorbereitungen für ſeine Ankunft getroffen.

Wie aus Koburg gemeldet wird, iſt er dort mit ſeinem
Sohne, den Prinzen Cyrill, und „großem Gefolge“ bereits ein-
getroffen.

Die Hoffnung auf Frieden.
Was wird Wilſon antworten

Das iſt die Frage, auf deren Beantwortung Millionen ſich
nach dem Frieden ſehnender Menſchen in banger Erwartung
harrt. Und es paßt eigentlich ganz zum Bilde dieſer Zeit, daß
ſich gerade die Preſſe wieder am meiſten in allerhand Mut-
maßungen und Orakelſprüchen ergeht, die bis vor kurzem noch
am wenigſten für den Frieden übrig hatte. Jmmerhin aber
hängt von dem Ausfall der Wilſonſchen Antwort auf das
Friedensangebot der Mittelmächte unendlich viel ab für die
nächſte Zukunft nicht nur Deutſchlands, ſondern der ganzen
Weltgeſtaltung. Fällt ſie ungünſtig aus, ſo iſt zu befürchten,
daß das ungeheuerliche Blutvergießen fortgeſetzt werden wird.
Ein furchtbarer Gedanke! Die Meinungen über die mögliche
Antwort Wilſons ſind denn auch ſehr geteilt. Optimiſtiſchen
Auffaſſungen ſtehen veſſimiſtiſche gegenüber, und es wird
namentlich die Frage aufgeworfen, ob Wilſons Einfluß auf
die übrigen Ententeregierungen tatſächlich auch mächtig genug
iſt, um ſie zu einem Eingehen auf das deutſche Friedensangebot
bewegen zu können.

Jn der Tat ſtehen ja jetzt die Dinge ſo, daß mit der aktiven
Beteiligung Amerikas am Weltkriege allmählich auch die poli-
tiſche Führung des Kriegs immer mehr in die Hände der Ver-
einigten Staaten übergegangen iſt. Die vierzehn Punkte, die
Wilſon als Grundlage für Friedensbeſprechungen aufgeſtellt
hat, hat ſich ja die neue deutſche Regierung in ihrem Friedens-
ſchritte rückhaltslos zu eigen gemacht, und damit iſt der Präſi-
dent der Vereinigten Staaten jetzt tatſächlich zum Schiedsrichter
der Welt geworden. Jn einigen kritiſchen Betrachtungen der
programmatiſchen Reichstagsrede des neuen Reichskanzlers iſt
bezweifelt worden, ob es politiſch klug und diplomatiſch geſchickt
war, den ganzen Komplex der Fragen, die der kommende all-
gemeine Friedenskongreß zu behandeln haben wird, der Vor-
entſcheidung Wilſons zu unterbreiten. Und es hat ſicher ſehr
viel für ſich, wenn z. B. an dem Friedensſchritte der deutſchen
Regierung bemängelt wurde, daß in ihm voraufgehende Ver-
ſtändigungsverſuche mit Frankreich über die elſaß-lothringiſche
Frage und mit Rußland über eine Neuregelung der Oſtfragen
völlig unberückſichtigt gelaſſen hat. Es hätte ſich dann mög-
licherweiſe vermeiden laſſen, daß ſich Deutſchland mit dieſen
beiden Friedenserſchwerniſſen belaſtet an den Verhandlungs-
tiſch ſetzen muß; Deutſchland würde ſich dadurch bei den
Friedensverhandlungen unzweifelhaft von vorpherein eine vor-
teilhaftere Poſition geſichert haben. Da man indes dieſe gün-
ſtige Gelegenheit, ſeine Stellung zu verbeſſern, wieder verpaßt
hat, muß man die Dinge nun eben nehmen wie ſie ſind.

Soweit bis jetzt Aeußerungen der Ententepreſſe über das
deutſche Friedensangebot vorliegen, ſcheint man hier noch nicht
durchaus von der Aufrichtigkeit des deutſchen Friedenswillens
überzeugt zu ſein. Aber das ſind wohl nur noch Schein-
manöver, mit denen man die Friedensſtimmung der
Entente völker zu beeinfluſſen und ſie hintanzuhalten ſuchen.
Aber es iſt zu hoffen, daß man ſich mit ſolch durchſichtigen
Zwecken gründlich verrechnet. Mag man damit auch bei den
noch chauviniſtiſch verhetzten Volksſchichten noch einigen Erfolg
haben, ſo dürfte dieſes Mittel doch bei der klaſſenbewußten
ſozialiſtiſchen Arbeiterſchaft der Ententeländer doch völlig
verſagen. An jhnen iſt es nun auch vor allen Dingen, ihren
ganzen Einfluß aufzubieten und ihre Regierungen zu Friedens-
verhandlungen zu drängen. Aus dem letzten unzweideutigen
und klaren Bekenntnis der deutſchen Regierung zu einem Ver-
ſtändigungsfrieden auf der Grundlage der Wilſonſchen Frie-
densbedingungen, zu denen ſich ja auch die Jnteralliierte
Sozialiſten konferenz in London einmütig bekannt
hat, erwächſt beſonders den franzöſiſchen und engliſchen Sozia-
lichen gleichſam die ſozialiſtiſche und moraliſche Pflicht zu tat-
kräftigem und entſchloſſenem Handeln. Und daß ſie als Sozia-
liſten handeln und ſich energiſch für die Beendigung des
Kriegs und für den Frieden einſetzen werden, darauf ſetzen
vor allem die deutſchen Arbeiter die größten Hoffnungen. Wenn

die Herrſchenden den Frieden nicht wollen und noch weiterhin
ausſchweifende imperialiſtiſche Eroberungspläne verfolgen
dann muß ihnen das internationale Proletarigt
mit dem Machtwort entgegentreten: Bis hierher und nich
weiter! Es kann nicht nur, wenn es nur will! der Welt end
lich den Frieden bringen: ihm allein iſt auch von der Geſchichte
die große und erhabene Aufgabe zugewieſen wörden, ihn der
Menſchheit für alle Ewigkeit zu erhalten!
Die deutſche Vegierung Iydedinge für den Wilſon

rieden.
Berlin, 7. Oktober. W. T. B.) Die Norddeutſche Allge-

meine Zeitung ſchreibt: Die Kölniſche Zeitung glaubt, wiſchen
dem Programm der Mehrheitsparteien und dem Programm des
Präſidenten Wilſon gewiſſe Ünterſchiede zu erkennen. Dem-
r kann nicht beſtimmt genug beton werden, daß die

utſche Regierung und die Mehrheit des Reichstages das geſumte Wilſonſche Programm ohne Ausnahme und Einſchra
kung als Grundlage für den Frieden angenommen haben.

Ueber die Ausſichten des Friedens ſchreibt das Regierungs
organ redaktionell: „Die bisher in der Preſſe des feind-
lichen Auslandes verlautbarten Aeußerungen ſind unver-
kennbar wenig günſtig. Namentlich in England undFrankreich, wo frenetiſcher daß und blinde Vernichtungswut

gegen uns jede n T n und gerechte Beurteilung undStellungnahme zu allen uns berührenden und unſere Zukunft
beſtimmenden Fragen beinahe ausſchließen, ſteht man imſerm
Angebot mit Argwohn und reichlich ablehnend gegenüber. Hier-
aus etwa ſchon bindende Schlüſſe auf die bevorſtehende offizielle
Antwort zu ziehen, wäre verfehlt. Vorläufig ſind es nur Mei
nungen einzelner. Wie ſich die maßgebenden Stellen
entſcheiden werden, bleibt noch abzuwarten.“
Der Vorwärts ſchreibt: „Für die ſozialiſtiſchen Parteien der
im EntenteBund gegen uns kriegführenden Länder iſt jetzt die
große Gelegenheit gekommen, die Größe und Macht ihres Frie-
denswillens zu erweiſen und in einer welthiſtoriſchen Entſchei-
dung umzuſetzen. Das Zentralorgan der ſozialdemokratiſchen
Partei Deutſchlands findet einen Unterſchied in der Sprache der
Telegraphen Bureaus in England und Frankreich und meint,
das laſſe auf einen ſtarken Temperaturunterſchied diesſeits und
jenſeits des Kanals ſchließen. Das ſei pſychologiſch verſtänd-
lich, da Frankreich unter dem Krieg ſchwerer gelitten habe als
England und ſich etzt die Kraft zutraue, im Verein mit ſeinenVerbündeten den en aus dem Lande herauszudrängen. Da-
zu komme die choleriſche Gemütsart Clerrenreaus.“

Friedenshoffnungen in Wien. Wien, 7. Oktober. Jn hie-
ſigen politiſchen Kreiſe glaubt man Urſache zu haben zu der An
nahme, daß der Friedensſchrittder Zentralmächte
von Erfolg begleitet ſein werde. Man hält es nicht für
ausgeſchloſſen, daß ſchon im Laufe der nächſten Wochen die ent
ſcheidende Friedensaktion der Zentralmächte greifbare Ergeb-
niſſe haben werden.

Für die weiteren Verhandlungen werden von der öſterreichi-
ſchen und ungariſchen Regierung alle Parteiführer her-
angezogen werden, und zwar nicht nur die in den Parlamenten
vertretenen Parteien, ſondern auch die außerhalb ſtehenden, wie
z. B. in Ungarn die ſozialdemokratiſche Partei,
die bisher bei den Beſprechungen nicht beteiligt war.

Die Stimmung in Frankreich.
Genf, 7. Oktober. Der Schritt der n an Wilſon

um Frieden war in Paris bereits Sonnabend früh als bevor
ſtehende Tatſache bekannt. Journal des Debats ſchrieb Sonn
abend früh: Wir ſtehen vor einer großen neuen e
des Feindes. Die allgemeine politiſche und militäriſche Lage
gwinät die Mittelmächte zum erſten Male, uns je um
Frieden zu bitten. Wenn Frankreich jetzt weitſchauendePolitiker und Führer hat, dann könnte ein Ende der unermeß-
lichen Leiden für die Völker nahe gerückt ſein. Journal du
peuple richtete am Sonnabend einen Appell an alle Sozia-
liſten Frankreichs, die Entſcheidung über den Frie-
r nicht wieder aus den Händen nehmen zu

aſſen.
Clemenceau lehnt ab. Jn einer Note, die der franzöſiſche

Miniſterpräſident Clemenceau durch die Agence Havas verbrei-
ten läßt, heißt es:

„Der Vorſchlag Deutſchlands und ſeiner Verbündeten, einen
h abzuſchließen und ſogleich Friedensverhand-
lungen zu beginnen, wie es Wilſon von Oeſterreich-lingarn vor
eſchlagen wurde, das ein getreuer Agent für das zwiſchen den

Zentralmächten gemachte Manöver iſt, bildet den vorwiegen-
deren Teil in dem ganzen vorgeſehenen irrt
Obwohl die franzöſiſche Regierung noch e offiziell da
ron in Kenntnis geſetzt wurde, kann man leicht vorausfehen, wie
ſie dieſen Schritt aufnehmen wird. Unter den gegen warti gen
Umſtänden kann die Antwort nur die Ablehnung ſein.
Um dieſe Haltung zu erklären, genügt es, die Gründe zu
prüfen, die dieſen Schritt in Deutſchland diktiert
haben. Jn erſter Linie iſt es das Schwächer werden ſeiner
beiden Bundesgenoſſen, die ihm treu blieben. Jn zweiter Linie
iſt es die Ueberraſchung über den Zuſammenbruch Bul-
ariens, wodurch ſein Traum, Beherrſcher im Orient durch
dittelenropa, zunichte wird. Setzen wir noch in Rechnung, za

die Türkei nicht mehr mitſpielt und OeſterreichUngarn dadur
von ſchweren Konflikten bedrängt iſt. Auch in Deutſchland
wütet eine innere Kriſe Die Demiſſion Hert-lings iſt das letzte Symptom. Sein Nachfolger beginnt im

arlament mit der Verkündung des Friedensangebotes der
zentralmächte. Das iſt ein ziemlich deutliches Zei

chen einer Aenderung des Ziele s. Wahrheit iſt,
daß die Lenker des Reiches glauben, daß der
Sieg ihnen endgültig entgangenn iſt. Sieſehen ihre Armeen täglich unter dem Drucke der Streitkräfte
der Enkente weichen. Weitere Rückzüge werden wahrſcheinlich
bald auf der ganzen Front notwendig ſein. Sie wollen dem
Lande um ſeden Preis die Jnvaſion erſparen,
da ſie Repreſſalien befürchten, für alle Greuel, die ſie in dembeſetzten Frankreich begangen haben. Sie halten insbeſondere

darauf, daß die Dynaſtie der Hohenzollernregie-
rung und die Armee ungeſchwächt aus dem Abenteuer hervor-
gehe. Nachdem Deutſchland während 50 Monaten die Geſetze
des Krieges und der Menſchlichkeit verletzt hat, verlangt es
jetzt, da es endlich die Stunde der Schwäche herankommen fühlt,
von den Alliierten, daß ſie die Waffen niederlegen. Das iſt
ein klares Eingeſtändnis ſeiner Niederlage.Zu dieſem Ende ſcheuen ſich die Feinde nicht, die Aegide unter
den edlen Namen Wilſons zu ſtellen, indem ſie ſich berechtigt
erklären, die Diskuſſion auf der ſo formulierten Grundlage
aufzunehmen. Aber Wilſon habe im voraus auf die heuchle-
riſche Anregung geaniwortet, als er am 27. September 1918
im Einvernehmen mit den Alliierten proklamierte, daß der
Friede nicht durch Falſchheit oder einen Kom-
promiß erzielt werden könne, daß nur der Sieg der
Alliierten über Deutſchland die Nationen dem Frieden näher-
bringe, welcher Sicherheit für alle Völker bedeutet und in Zu
kunft die Wiederholung eines ſo unbarmherzigen Ringens ver
hindert. Die einzige Antwort, welche das Angebot verdient,
iſt die unſerer Vorfahren im Konvent: Man ver handle
nicht mit dem Feinde, ſolange er auf dem Boden
des Vaterlandes ſteht.“

Der Nationaglrat der franzöſiſchen Sozialiſten, der gegen-
wärtig in Paris tagt, hat angeblich einſtimmig beſchloſſen,
an Präſident Wilſon eine Botſchaft zu richten,
in der über den Friedensvorſchlag der Mittelmächte geſagt
wird: „Jn dieſem Vorſchlage iſt das Zeichen einer Sinnes-
änderung zu ſehen, die die feindlichen Völker zu klarem Be
griffe des Rechts und der Freiheit führen muß. Die Partei
glaubt, daß die alliierten Regierungendie Pflicht
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haben, einen derarti Vorſchlag nicht ohne Diskuſſionzurückzuweiſen. Nur mPſen die gratis Pleerhe
und militäriſchen Garantien gefordert werden.“

Die Auffaſſung in England. Berlin, 8. Oktober. (W. T. B.)
In Londoner Kreiſen und die man gewöhnlich als maßgebend
und wohlinformiert anzuſehen pflegt, iſt man laut einem
Telegramm der Nordd. Allg. Ztg. im allgemeinen der Anſicht,
daß Deutſchland einen Schritt in der guten Richtung ge
macht hat, aber noch nicht weit genug gegangen i ſt.

Genf, 7. Oktober. Der Lyoner Progres meldet vom Sonn
abend früh aus London: Lloyd George gab beim Empfang
der Arbeitervertreter am Freitag früh die Erklärung ab, er
ſtehe auf dem Boden der Wilſonſchen 14 Friedenspunkte.

Der Ausweg aus der
Lebensmittelnot.

Die Ernährungsausſichten für den kommenden Winter ſind
nicht günſtig. Wenn auch von verſchiedenen Seiten der Ver
ſuch gemacht wird, die Bevölkerung zunächſt noch, wie man
meint, in wohltätigem Jrrtum über die Lage der Ernährungs-
verhältniſſe zu erhalten, ſo müſſen dieſe Verſuche doch ſcheitern
an den Erfahrungen, die jeder einzelne jetzt ſchon machen kann.
Verſprochen worden iſt ſchon viel aber nur wenig iſt ge-
halten worden. Wo ſind die außerordentlichen Zuwendungen
geblieben, die Erſatz bieten ſollten für die Kürzung der Brot-
ration, und jetzt für die fleiſchloſen Wochen? Bedeutet die
Hinausſchiebung der Aufhebung der Kürzung der Brotration
bis zum Oktober nicht bereits eine Kürzung der Brotration
im neuen Wirtſchaftsjahr? Kommt zu dieſem Vorſchuß auf
die Kürzung der Brotration am Ende des Jahres nicht die
Kürgzung der Fleiſchration? Die Bevölkerung empfindet dies
und noch manches andere ſehr hart und nimmt deshalb alle
Verſicherungen, daß die Ernährungslage in dieſem Winter
nicht ungünſtiger werde als in den vergangenen Wintern, mit
Mißtrauen auf. Und ſchließlich wird ihr Mißtrauen gerecht-
fertigt durch die letzte Erklärung des Reichskanzlers über die
Ernährungslage, die ſchon vorbereitet auf die kommenden
Schtvierigkeiten, die überwunden werden müſſen.

Je länger der Krieg dauert, um ſo mehr macht ſich eben der
Mangel an Lebensmitteln geltend. Aber es iſt nicht nur der
Mangel an ſich, der die Ernährungsſchwierigkeiten hervorruft,
denen die große Maſſe der Bevölkerung unterworfen iſt. Die
Schuld liegt viel mehr an der Art und Weiſe, wie die Ver
teilung der vorhandenen Lebensmittel auf die Bevölkerung
erfolgt. Daß weit mehr Lebensmittel vorhanden ſind als von
dem Rationierungsſyſtem des Staates erfaßt werden, wird
bewieſen durch die gewaltigen Mengen von Lebensmitteln, die
im Schleichhandel umgeſeht werden. Wenn zum Beiſpiel
Hunderttauſende von Stück Großvieh der Kontrolle entzogen
werden und dem Schleichhandel zugeführt werden, ſo offenbart
dies ſchon eine Unzulänglichkeit und Lückenhaftigkeit des
Syſtems, während es zugleich zeigt, welche Menge von Lebens-
mitteln außer den feſtgeſetzten Rationen noch vorhanden ſind.
Es iſt richtig, daß auch bei gründlichſter Erfaſſung aller vor
handenen Lebensmittel in Deutſchland die Ernährung noch
immer unzureichend ſein würde, es iſt aber ebenſo richtig, daß
ſie dann ungleich beſſer ſein würde als jetzt. Aber ſchließlich
gibt es eben kein rationelles Syſtem der Lebensmittelver-
ſorgung, ſolange an der kapitaliſtiſchen Grundlage der
Lebensmittelproduktion feſtgehalten wird.

Der Krieg offenbart die Schäden des kapitaliſtiſchen Syſtems
mit ſchärfſter Deutlichkeit. Der größte Widerſinn, der ihm
innewohnt, wird im Kriege gerade durch die Lebensmittelnot
bewieſen: daß es nämlich im kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtem
nicht genügt, daß die Maſſe der Produktion gleich der Menge
des Bedarfs iſt, um den Bedarf voll zu decken, ſondern daß im
kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtem zur Bedarfsdeckung gewaltige
Ueberproduktion nötig iſt. Die Konſumenten ſind im kapita-
liſtiſchen Syſtem zur Deckung ihres Bedarfs auf den freien
Markt angewieſen, auf dem ſich die Preiſe regeln nach dem
Geſetz von Angebot und Nachfrage. Erſt dann, wenn auf dem
freien Markt das Angebot die Nachfrage beträchtlich überwiegt,
wenn alſo die Produktion beträchtlich über den Bedarf hinaus-
gegangen iſt, dann erſt geſtalten ſich die Preiſe ſo, daß auch
dem letzten der Konſumenten die volle Deckung ſeines Bedarfs
möglich iſt ein Fall, der in der Lebensmittelverſorgung ſchon
vor dem Kriege niemals eingetreten iſt. Je geringer aber das

Eine Geſ chichte von zwei Städten.

51)] Von Charles Dickens.
„Kann das, was er von Mademoiſelle Manette ſagt, wahr

ſein?“ ſagte Defarge mit gedämpfter Stimme, während er
immer noch rauchend und die Hand auf die Stuhllehne gelegt
hinter ſeiner Frau ſtand.

„Da er es geſagt hatt, iſt es wahrſcheinlich eine Lüge,“ er-
widerte Madame, und zog die Augenbrauen ein wenig in die
Höhe. „Aber es kann wahr ſein.“

„Wenn es wahr iſt fing Deferge an und ſtockte.
„Wenn es wahr iſt?“ wiederholte ſeine Frau.

„Und wenn es geſchieht und wir bei ſeinem Triumph noch
am Leben ſind hoffe ich ihretwegen, daß das Schickſal ihren
Mann fern von Frankreich halten wird.“

„Jhres Mannes Schickſal,“ ſagte Madame Defarge mit ihrer
ewöhnlichen ruhigen Faſſung, „wird ihn hinführen, wo er
ingehen ſoll und wird ihn zu dem Ende bringen, das ihm be-

ſtimmt iſt. Das iſt alles, was ich weiß.“
„Aber iſt es nicht ſehr ſeltſam iſt es jetzt nicht wenigſtens

ſehr ſeltſam ſagte Defarge, als ob er mehr einen Verſuch
machte, ſeine Frau zu bewegen, ſo viel zuzugeben, „daß nach
aller unſerer Teilnahme für ihren Vater und für ſie ſelber der
Name ihres Gatten gerade jetzt neben dem des Höllenhundes,
der uns eben verlaſſen hat, von deiner Hand geächtet ſein muß?“

„Seltſamere Dinge als dieſe werden geſchehen, wenn es
kommt,“ gab Madame zur Antwort. „Sie ſind jedenfalls beide
gezeichnet; und ſie verdienen es beide; das genügt.“

Sie wickelte das Strickzeug zuſammen, als ſie dies geſagt
hatte und nahm gleich darauf die Roſe aus dem Taſchentuch, das
um ihren Kopf gewunden war. Entweder hatte Saint Antoine
einen geheimen Jnſtinkt, daß die Pro gine Zier entfernt war
oder Saint Antoine lauerte auf ihr Verſchwinden; wie dem
immer ſein möge es faßte Mut, nach ſehr kurzer Zeit ſich
wieder einzufinden und der Weinſchank nahm ſein gewöhnliches
Ausſehen wieder an.

Des Abends, zu welcher Zeit vor allen anderen Saint Antoine
das Jnwendige auswendig kehrte und auf Türſtufen und
Fenſterbrettern ſaß und an die Ecken ſchmutziger Straßen undHöfe trat, um einen Mund voll friſche Luft zu ſchöpfen, war
Madame Defarge gewohnt, mit ihrem Strickzeug in der Hand,
von Ort zu Ort und von Gruppe zu Gruppe zu gehen, als ein
Sendbote es gab viele ihresgleichen wie wir nicht wünſch
ten, daß die Welt ſie wieder erzenge. Die Frauen ſtrickten alle.
Sie ſtrickten unnütze Kleinigkeiten; aber die mechaniſche Arbeit
war ein mechaniſcher Erſatz für Eſſen und Trinken; die Hände
bewegten ſich für die Kinnbacken die Verdauungswerkzeuge:;
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Angebot auf dem Markt, um ſo ſchärfer iſt die Honkurrenz der
Konſumenten, namentlich der Zahlungsfähigen, um ſo geringer
auch die Ausficht für die minderbemittelte Bevölkerung, ihren
Bedarf an Lebensmitteln zu decken. Dabei ſoll ganz außer
acht gelaſſen werden, wie durch die Erweiterung der ſozialen
Kluft durch den Krieg diefe Verhältniſſe noch zugeſpitzt werden.

Das ſtaatliche Syſtem der Rationierung, der Höchſtpreis-
wirtſchaft und der Beſchlagnahme vermag nicht die Wirkung
der einfachſten wirtſchaftlichen Geſetze des kapitaliſtiſchen Wirt
ſchaftsleben aufzuheben, aus dem einfachen Grunde, weil dies
Syſtem die kapitaliſtiſche Grundlage unberührt
läßt. Solange ſo gewaltige Unterſchiede der Zahlungsfähigkeit

wenn die nghigen Finger ſt geſtanden hatten hätten die
Magen mehr die Qualen des Hungers gefühlt.

Aber wie die Finger ſich bewegten, bewegten ſich auch die
Augen und die Gedanken. Und wie Madame Defarge von einer
Gruppe zur anderen ging, bewegten ſich alle drei raſcher und
zorniger in jeder kleinen Gruppe Frauen, mit der ſie geſprochen
und die ſie damm wieder verlaſſen hatte.

Jhr Mann ſtand rauchend vor ſeiner Tür und ſah ihr mit
hewundernden Blicken nach.

„Eine große ſagte er, „eine ſtarke Frau, eine gewaltige
Frau, eine fürchterlich gewaltige Frau!“

Die Nacht ſtellte ſich ein und dann vernahm man das Läuten
von Kirchenglocken und das ferne Trommeln der königlichen
Garde und immer noch ſaßen die Frauen dort und ſtrickten.
Pacht umfing ſie. Noch eine andere Nacht kam ebenſo ſicher,
wo die Turmglocken, die jetzt ſo ſchön in ſo manchem ſchlanken
Turme Frankreichs läuteten, zu donnernden Kanonen umge-
ſchmolgen ſein und die Trommeln eine ſchwache Stimme iiber-
tönen würden, welche dieſe Laht allmächtig als die Stimme
der Herrſchaft und des Ueberfluſſes, der Freiheit und des Lebens
war So viel ſchloß ſich um die Frauen zuſammen, die immer
noch ſtrickten und ſtrickten, daß ſie ſich ſelbſt um einen noch un-
gebauten Ban herumſchloſſen, wo ſie ſtricken und ſtricken ſollten
und fallende Köpfe zählen.

Dreiundzwaitzigſtes Kapitel.

Eine Nacht.
Nie ging die Sonne mit ſchönerem Glanze über der ſtillen

Ecke in Soho unter, als an einem denkwürdigen Abend, wo
der Doktor und ſeine Tochter zuſammen unter der Platane
ſaßen. Nie ging der Mond mit miſderem Schimmer über dem
großen London auf, als in jener Nacht, wo er ſie immer noch
unter dem Baume ſitzend fand und durch deſſen Blätter auf ihre
Geſichter ſchien.

Lucie ſollte morgen getraut werden. Sie hatte dieſen letzten
Abend für ihren Vater aufgeſpirt und ſie ſaßen allein unter
dem Platanenbaum.

„Du biſt glücklich, lieber Vater?“
„Ganz glücklich, mein Kind!“
Sie hatten wenig geſprochen, obgleich ſie ſchon lange dort

geſeſſen hatten. Als es noch hell genug geweſen war, um zu
arbeiten und zu leſen, hatte ſie ſich weder mit ihrer gewöhnlichen
Handarbeit beſchäftigt, noch ihm vorgeleſen. Viele, viele Male
hatte ſie unter dem Schatten des Baumes neben ihm genäht oder
ihm vorgeleſen; aber der heutige Tag war nicht wie ein anderer,
und nichts konnte ihn einem anderen gleich wachen.

„Und auch ich fühle mich ſehr glücklich heute abend, lieber
Vater. Jch fühle mich aufs tiefſte eglückt von der Liebe, mitder mich der Himmel geſegnet hat, von meiner Liebe zu Charles

der Konſumenten untereinander beſtehen, wie jetzt, ſo
alſo ſoziale Gegenſätze beſtehen, ſolange werden auch die z
lungsfähigen Konſumenten imſtande ſein, dem weniger Zah-
lungsfähigen durch Ueberbieten die Lebensmittel e
Solange das Eigentum an Grund und Boden aufrechterhalten
wird, ſolange wird auch das Profitſtreben der Grundbeſitzer
beſtehen, ſolange werden ſie auch verſuchen, ihre Produkte ſo
teuer als moglich loszuſchlegen. Daß trotz der beſteh nden
Geſetze und Verordnungen über die Regelung der Lebens-
mittelverſorgung dieſe Geſetze immer wieder durchbrochen
werden, beweiſt eben, daß die wirtſchaftlichen Geſetze des kapi
taliſtiſchen Syſtems ſtärker ſind als ſie. Nur die Aufhebung
des Eigentums an Grund und Boden, der Uebergang vom
privatwirtſchaftlichen zum ſozialiſtiſchen Syſtem würde eine
Regelung der Lebensmittelverſorgung ermöglichen, die wirklich
die vorhandene Lebensmittelmenge gerecht auf die Maſſe der
Bevölkerung verteilt. Alle anderen Maßnahmen im Rahmen
des kapitaliſtiſchen Syſtems werden und müſſen ungzuläuglich
bleiben. Nur der Weg zum Sozialismus führt aus
der jetzigen Not heraus.

Aus der Partei.
Heinrich Dietz hat am 3. Oktober ſein 75. Lebensjahr vollendet.

Heinrich Dietz gehört zu den Leuten, denen die Arbeiterſchaft
vieles zu danken hat. Sein Wirken beſtand weniger in der
öffentlichen Propaganda, als in der Verbreitung der ſogial
ſtiſchen Lehren durch die Literatur. Unvergeßlich bleibt, was
er für die Veröffentlichung wiſſenſchaftlicher Werke des Sozia
lismus geleiſtet hat. Jn Stuttgart gründete er einen Verlag,
aus dem viele Tauſende unſerer bekannteſten ſozialiſtiſchen
Werke in die Welt hinausgingen. Ein beſonderes Verdienſt
hat er ſich dadurch erworben, daß er dem Genoſſen Kautsky Ge
legenheit gab, die Neue Zeit: als wiſſenſchaftliches Organ
der Sozialdemokratie herauszugeben. Leider gehört er zu
denen, die der Krieg zur Verleugnung ihrer früheren Auf
faſſungen veranlaßt hat, und ein dunkler Schatten fällt auf ſein
Leben beſonders durch die Tatſache, daß er den Raub der Neuen
Zeit und der Gleichheit durch den abhängigen Parteivorſtand
nicht verhinderte.

Eine tapfere Kämpferin geſtorben. Jn der Charité in Ber-lin iſt nach langer Krankheit die Genoſſin Regina Fried-
länder- Krauß im Alter von 35 Jahren verſtorben. Durch
ibren Tod verliert ſowohl die politiſche wie die gewerkſchaftliche
Arbeiterbewegung eine Kämpferin, die jahrelang ihre ganze
Kraft für die Arbeiterbewegung eingeſeßt hat. Einer Berliner
Arbeiterfamilie entſtammt, fand ſie bereits als ganz funges
Mädchen den Weg zur Sozialdemokratie und zu ihrer
Berufsorganiſation, dem Zentralverband der Hand
lungsgehilfen. Für ihn beſonders hat ſie jahrelang ihrebeſten Kräfte geovfert und viel dazu beigetragen, das welblihe
Handlungsgehilfenproletariat für die klaſſenbewußte Arbeiter
bewegung jn gewinnen. Auch für die Partei war ſie als Red
nerin in allen Teilen Deutſchlinds tätig. Dem Vorſtand des
Zentralverbandes der Handlungsgehilfen gehörte ſie bis c
ihrein Tode an. In dieſer Eigenſchaft hat ſie energiſch
Politik der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften bekämpft,
wie ſie überhaupt ſtets den Grundſätzen der Sozialdemokratie
treu geblieben iſt. Jhr Tod wird eine fühlbare Lücke hinter
laſſen, die von ihren zahlreichen Freunden ſchmergzlich empfunden
werden wird.

Verane wortlich für Politik, Parteinachrichten, Gewerkſchaftliches, Feutleton
und Allerlei Karl Vock; Halle und Saolkreis und Aus der Provinz Otto Kilian
Anzeigen Hermann Schade. Verlag: Volkgblatt G. m. 9. H. Hruck: Halleſche
Genyſſenſchaftsbichbruckeret e. G. m. b. H., ſämelich ww Halle.
HSSSGHBGWuWWwwWwwWwwÜWÜw.nnauncnnnrs“ r rmArbeiter-Sekretariat, Halle (Saale).
Jm Hauſe der Gewerkſchaften, Harz 42/44, Zimmer b bis 7.

Sprechſtunden nur wochentags von el Uhr und abends
von 5 ihr. Sonnabend nachmittags und Sonntags geſchloſſen.
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Die Front vopfert Blut und Gefundhes
Wer Kriegsanleihe zeichne

opfert nich es.
Er erfüllt nur eine Pflicht, die i b noch
dazu gut verzinſt wird. Es darf nicht
ſein, daß ſich ein Deneſcher Dieſer
leichteſten aller Kriegepflichten encztehyt.

und Charles' Liebe zu mir. Aber wenn mein Leben dir nicht
geweiht ſein ſollte oder wenn ich durch meine Heirat nur um
ein paar Straßen von dir getrennt würde, ſo würde ich mich
unglücklicher fühlen und mir ſelbſt mehr Vorwürfe machen,
als ich dir ſagen kann. Selbſt ſo wie es iſt

Selbſt ſo wie es war, verſagte ihr die Stimme.
n dem melancholiſchen Mondſchein umarmte ſie ihn und

legle ihr Geſicht an ſeine Bruſt. Jn dem Mondſhein, der immer
melancholiſch iſt wie es ja auch 1as Licht der Sonne iſt
das Licht, welches man das menſchliche Leben nennt bei ſeinem
Kommen und Gehen).

„Teuerſter der Tenren! kannſt du mir dies letzte Mal ſ
daß du dich ganz feſt überzengt fühlteſt, daß niemals neue ei
gungen, die ich fühle, oder neue Pflichten, die ich zu erfüllen
habe, zwiſchen uns beide treten erden? ich weiß es wohl, aber
weißt auch du es? Fühlſt du dich in deinem innerſten
deſſen feſt überzeugt?“

Ihr Vater gab mit einer heitern Zuverſicht, die kaum eine
angenommene ſein konnte, zur Antwort: „Ganz feſt r
mein Herzenskind! Mehr als das,“ ſetzte er hinzu und kü
ſie zärtlich. „Meine Bufnunft liegt durch deine Heirat, Lwcie,
viel heller vor mir, als ſie ohne dieſelbe jemals kein könnte oder
war.“

„Wenn ich das hoffen könnte, Vater!“
„Glaube es mir, Liebe! Es iſt in der Tat ſo. Bedenke, wie

natürlich und einfach es iſt, mein Herz, daß es ſo ift. Du
deiner Hingebung und deiner Jugend kannſt nicht recht die bange
Sorge fühlen, die mich erfüllt hat, daß dein Leben nicht etwa ves
bittert wirde

Sie bewegte die Hand nach ſeinen Lippen, aber er nahm ſe
in die ſeinige und wiederholte das Wort.

„Verbittert, mein Kind! verbittert meinetwegen und ar
ſeiner natürlichen Bahn gedrängt. Deine Selbſtloſigkeit kann
nicht gang begreifen, wie viel mir dies Sorge gemacht hat;
ſrage dich nur ſelbſt, wie konnte mein Blück vollkommen ſein,
ſo lange das deine un vollkommen bülieb?“

„Wenn ich Charles nie geſehen hätte, Vater, wäre ich mit
dir ganz glücklich geweſen.“

Er lächelte über ihr unbewußtes Jugeftändnis, daß ſte ohne
Charles unglücklich ſein würde, da ſie ihn geſehen hatte und
zur Antwort: „Hind, du haſt ihn geſehen und es iſt Charles.
Wäre es nicht Charles geweſen, ſo würde es ein anderer ſein.
Oder, wenn es kein anderer wäre, ſo wäre ich die Urſache und
dann hätte der dunkle Teil meines Lebens ſeinen Schatten
über mich hinausgeworfen und wäre auf dich gefaklen.“

Fs war zum erſtenmal, außer bei der Gerichtsverhandlung,daß ſie ihn auf ſeine Leidenszeit hindeuten hörte. e
ein ſeltſarnes Gefühl in ihr hervor, während ſeine Worte
in dem Ohre klangen; und nach Jahren dachte ſie noch daran.

(Fortſetzung folgt.
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35 Gramm Butter.

Auf Grund der Verordnung des Magiſtrats vom
13. Januar 1916 wird die Verteilung der Butter in der
Woche vom 7. bis 13. Oktober 1918 (41. Woche) wie folgt
geregelt:

Auf den Kopf der Bevölkerung entfallen 35 Gramm

u I
r

Butter. Die abzugebende Menge richtet ſich nach der Zahl
der auf der Fettkarte verzeichneten Haushaltsangehörigen.
Der Verkauf erfolgt vom Donnerstag, den 10. Oktober bis
Sonnabend, den 12. Oktober 1918 auf Grund des Ab-
ſchnittes 41 der Fettkarte. Die Verkäufer haben den vor-
bezeichneten Abſchnitt abzutrennen und dieſelben gebündelt
dem Stadternährungsamt am Montag, den 14. Oktober 1918,
abzuliefern.

Miilitärurlauber erhalten Butter auf Grund von Butter
ſcheinen nur auf dem ſtädtiſchen Markt in der Talamtſchule.
Der Preis für 35 Gramm Butter beträgt 30 Pfennige.

Halle, den 8. Oktober 1918. Der Magiſtrat.
Die Preiſe für Butter.

Auf Grund der Fs 3ff. der Verordnung des Präſi
denten des Kriegsernährungsamtes über die Preiſe
für Butter vom 25. Auguſt 1917 R. G. B. Seite 731)
und der Ausführungsanweiſung des preußiſchen Staats
kommiſſars vom 19. Sept. 1917 (Reichsanzeiger Nr. 207)
ſowie den Ausführungsbeſtimmungen der Reichsſtelle
für Speiſefette vom 25. Auguſt 1917 (R. G. B. Seite
731) wird mit Zuſtimmung dieſer Reichsſtelle für die
Provinz Sachſen folgendes beſtimmt:

S1 Der Preis für Molkereibutter. den der Herſteller
beim Verkauf im Großhandel fordern kann, wird l. für
Handelsware J (Ware von einwandfreier Beſchaffen-
heit) auf höchſtens 870 Mk., 2. für Handelsware II
(nicht vollwertige Speiſebutter) auf höchſtens 850 Mk.
3. für abfallende Ware auf höchſtens 210 Mk. für 60
Kilo feſtgeſetzt.

reis für Butter, die nicht MolkereibutterJ 2. Der
ſiſt (Landbutter), den der Herſteller beim Verkauf for-
dern darf, wird auf höchſtens 350 Mark und für ab-
fallende Butter auf 210 Mk. für 50 Kilo feſtgeſetzt.
Unter Landbutter iſt die Butter zu verſtehen, die nicht
mindeſtens in molkereimäßiger Beſchaffenheit (Handels-
ware I des S 1) hergeſtellt wird und nicht unmittelbar
vom Erzeuger auf Anordnung der Kreisfettſtelle an
einen Kommunalverband oder eine Gemeinde oder die
Provinzialfettſtelle verſandt wird.

S 3. Der Höchſtpreis gilt für Lieferung frei Bahn-
wagen, Schiff, Poſt, oder wenn keine Verſendung mit
Bahn, Schiff oder Poſt erfolgt frei Empfangfsſtelle
des Abnehmers am Beſtimmungsort. Der Höchſtpreis
ſchließt die Koſten der handelsüblichen Verpackung ein.

S 4. Es iſt unzuläſſig, dem Kleinhandel die vor Ueber
nahme der Butter entſtandenen Verluſte durch Ge
wen aufzubürden. Vielmehr hat ein etwaiges
Fehlgewicht, ſoweit der Lieferant nicht verantwortlich
gemacht werden kann, der empfangende Kommunalver
band oder Großhändler zu tragen. Dagegen hat der
Kleinhandel netto zu wiegen, und die Koſten für das
Einwickelungsmaterial zu tragen; ihm iſt die Ab-
rundung von Pfennigbrüchen nach oben geſtattet.

S 5. Dieſe Preiſe gelten auch als Durchſchnittspreiſe
im Sinne des S 6 der Eingangs gedachten Verordnung
vom 25. Auguſt 1917.

S 6. Die feſtgeſetzten Preiſe ſind Höchſtpreiſe im
Sinne des Geſetzes betreffend Höchſtvreiſe vom 4. Aug
1914 (R. G. B. S. 516) in der Faſſung der Bekannt-
machung vom 21. Januar 1915 (R. G. B. S. 25), vom
23. März 1916 (R. G. B. S. 183) und vom 22. März
1917 (R. G. B. S. 253).

8 7. Dieſe Anordnung tritt mit dem 1. Oktober d. J.
in Kraft. Mit dem gleichen Tage tritt meine Anord
nung vom 26. September 1917 6866. II. O. P.
außer Kraft, desgleichen die für einzelne Orte ge
nehmigten beſonderen Zuſchläge.

Magdeburg, den 7. September 1918.
Der Oberpräſident: v. d. Schulenburg.

Vorſtehende Verordnung wird hiermit bekannt ge-
macht. Zugleich wird auf Grund der Nr. 5 der Aus-
führungsbeſtimmungen der Reichsſtelle für Speiſefette
vom 31. Auguſt 1917 zu der Verordnung des Kriegs-
ernährungsamtes vom 25. Auguſt 1917 ſowie der Ver-
ordnung der Reichsſtelle für Speiſefette vom 11. Juli
1918 mit Zuſtimmung des Herrn Oberpräſidenten für
den Stadtkreis Halle folgendes beftimmt: S 1. Der
Preis für ein Pfund Butter im Kleinhandel wird feſt
geſetzt für Handelsware I auf höchſtens 4,26 Mk. fü.
Handelsware II auf höchſtens 4,06 Mk. für abfallende
Ware auf höchſtens 2,666 Mk. S 2. Für Teile eines
Pfundes gelten dieſe Preiſe entſprechend mit der Maß
gabe, daß Bruchteile von Pfennigen als volle Pfennige
gerechnet werden dürfen. S 3. Die Preiſe ſind Höchſt
preiſe im Sinne des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914.
Ueberſchreitungen werden nach den beſtehenden Beſtim
mungen geſtraft. S 4. Dieſe Verordnung tritt am
6. Oktober d. J. in Wirkſamkeit, gleichzeitig treten die
bisherigen Verordnungen über den Höchſtpreis von
Butter im Kleinhandel außer Kraft.

Halle, den 1. Oktober 1918. Der Magiſtrat.
Städtiſcher Eierverkanf in der Talamtſchule

am Mittwoch den 9. Oktober 1918.
Zum Kaufe berechtigt find die Jnhaber der Num-

mern der Lebensmittelſcheine 49 501-- 53 000 vormittags
von 9-12 Uhr und die Jnhaber der Nummeru 53 001
bis 56 500 nachmittags von 2-6 Uhr.

Für den Kopf eines Haushaltes wird ein Ei zum
Preiſe von 35 Pf. abgegeben. Da die Eier konſerviertnd eignen ſie ſich nicht zum Kochen in der Schale.

Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Zur Beſchleu-
nigung der Abfertigung wolle man abgezähltes Geld (vor
allem Kupfergeld) bereithalten.

Umtauſch nur innerhalb drei Tagen.
Halle, den 8. Oktober 1918. Der Magiſtrat.

w.
Minimax Handfeuerlösoher 7 Er i
stets lögchbereit, unabbängig von Wassermangel, nicht ein-
frierbar, leicht handlich, selbet von Frauen und Kindern
zu handhaben. Mehr als 1 Million im Gebrauch. Ueber

FNEV

die Organiſation vorwärts zu bringen!
*1307

geliefert.
Ausführungen fär alle Zwecke von Mark 70. an.

n der Praxis

mir gehörigen Ainvimax Apparates goelöeecht.
Bad Köeen, den 22. März 1918.

E. Engeoihard, Kaufmann.

Verlongen Sle Sonderdruckschrift: „500“.

Hinimax, Berlin W.
i

D I

50 000 gemeldete Brandlöcchungen Tausende ungemeldet.
1917 im Durchechnitt monatlieh über 8000 Nachfüllungen

104 Menschenleben aus Feuersgefahr errettet.

Durch unaufgeklärte Weite brach in der Privat-
wohnung Feuer aus. Es brannten Gardinen und Möbel.
Der im Entstehen begriffene Brand wurde mit Hilfe dee

1308*

8, Unter den Linden 2. (I. 53).

un M

Veknnnken
tritt hiermit ſofort außer Kraft.

Magdeburg, den 2. Oktober 1918.

*1310 Sontag, Generalleutnant.

ch
Die Verordnung vom 14. September 1918, betr. Abänderung der Vorſchriften

für ruſſiſche und ſonſtige ehemals feindliche Staatsangehörige des ruſſiſchen

t

eiches

Der ſtellvertretende Kommandierende General des IV. Armeekorps

Zeutrul Verband der Zimmerer
Zahlſtelle Merſeburg u. Amgegend.
Donnerstag, 10. Oktober 1918, pünktlich abends
7* Ahr im Saale (1 Tr.) des „Tivoli“ in Merſe
burg, Bahnhofſtr. 5 (Endſtarion d. elektr. Bahn)

S GeneralVerſammlung
Tagesordnvung:

1. Kaſſenbericht von der Abrechnung im 8 Onartal.
2. Vortrag über die gegneriſchen Gewerkſchaften.
3. Verſchiedene Verbands Angelegenheiten.

Kameraden! Die Wichtigkeit der vorliegenden Tages
ordnung erfordert, daß alle Mitglieder auch zur Verſamm
lung erſcheinen. Hier iſt der richtige Ort, zu beweiſen,

Die Verbandsleitung.

Verein für Feuerhestattung
in Halle a. d. S. u. Umgegend e. V.
Am Sonntag, den 18. Oktober d. J., vorm.

10 Unhr, findet eine
beslehüoung d. heslgen Krematorlums
auf d. Gertraudenfriedhof, unter Erläuterung
u. Vorführung einer Versenkung statt. Karten
zum freien Eintritt sind für unsere Mitglieder
und Gäste bei Herrn Stadtrat Uber (Albert
Schlüter Nachk.), Steinetraße 6, sowie in den

Zigarrengeschäften von Max Müller, Leipajgeretr 84
und J I Heise, Händelstr. 38, Ecke Bernburgerstraße
zu haben.

Kaninchenfeſſe

a für Reereszwecke

*1313 Der Vorstand

sowie alle anderen Felle und Roßhaare Kaunſt
ru höchsten Tagespreisen.

Paul Günther, mat
Möbel, Federbett. Pfand

ſcheine kau
nehmbare

Kl. Klausf ſal Hornichel, ſtraße 6.

Tel. 4314, od. Poſtkarte erb.

Uhrmacheretl,
Friedrichstre. s, fertigt

Ell- 1. Sower-Reparahmen.

Parteischniften n

Freihank-Vertanf.
Zum Freibank-Verkauf am 9. Oktober cr. werden die

Jnhaber folgender Nummern zugelaſſen
Um 7 Uhr: Nr. 8501 8580, um 8 Uhr: Nr. 8581

bis 8650, um 9 Uhr: Nr. 8661 8750.
Halle, den 7. Oktober 1918. Der Magiſtrat.

St dt z chec Verkouf von gedörrten Aepfel
am Mittwoch den 9. Oktober 1918 in der Talamtſchule.
Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der Num-
mern der Lebensmittelſcheine 8001--10000 vormittags von
8-—-12 Uhr und die Jnhaber der Nummern 10001 12000
nachmittags von 2—6 Uhr. Für jede Perſon eines Haus
haltes wird Pfund zum Preiſe von 40 Pfg. abgegeben.

Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Abgezähltes Geld
iſt bereitzuhalten.

Halle, den 8. Oktober 1918. Der Magiſtrat.
Diejenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften, welche

Kundenliſten eingereicht haben, werden aufgefordert, am
Mittwoch, 9. Oktober, und Donnerstag, 10. Oktober 1918,
bei den von ihnen gewäblten Großhändlern den in dieſer
Woche zum Verkauf gelangenden Morgentranuk abzuholen.

2225

Scheffelbrot.

reiſe

das gute

Verlangen

ſpäter.
Halle, 8. Oktober 1918. Der Magiſtrat.

Bekanntmachung üder Regelung des Verkaufs

fütergchveine

zu verkaufen. 2239Reilſtraße 101.

Ffocden Zeltungen
in großer Auswabl.

Volksbuchhanälg.,
Halle a. d. S., Harz 42/44.

WVereins-
Anzeilger

z. Veröffentlichung periodiſch
wiederkehrender

Veranſtaltungen
der geſelligen, politiſchen und
wirtſchaftlichen Vereine im

Verhreitungsbezirk.
Erſcheint feden Dienstag

und Freitag. Jahresbeitrag
S Mark ſede Zeile.

[Naſſe Saale
Arbeit sängerChor

Mittwoch

pünktlich abends O Uhr,
im Volkspark:

r Singestund e.
frauen und Hädchencur.

Jeden
um S Uhr im Volkspark
Der Singeſtunde. W

Turnverein Fiohte
Turnſtund.: Turnhalle Ober
Realſchule, Eing. Staupdteſtr.
Männer Abteilung Diens
tag u. Freitag, abds. 8-10 Uhr

Turnerinnen Abteilung:
Mittwoch, abends 8-10 Uhr.

Sonntags von 8--11 Uhr
Volkstümliches Turnen und
Sviel auf dem Sandanger.
TouriſtenVer. „Raturfreunde“.

Mittwoch den 9. Oktober
Beiſammenſein im Vereins
iokal.

Sonntag den 13. Oktober.
1. Tagestour von Könnern
Friedeburg Wettin Sal,z
münde- Heide. 2. Halbtages-
tour vom Hettſtedter Bahn-
z 30 mittags bis Kölme

n Salzmünde Treffen mit
ruppe 1. Führer: Stefan.

WMandolinen- Zirkel Froh
ſinn, Halle. Jeden Donners
tag, abends 49 Uhr,im „Markgraſ“, Brüderſti.
Uebungsſtunden für dieSviel-
klaſſen I, II und III.

eden Dienstag im „Preß-
lers Berg“, Liebenauerſtr. 4:
i ebungsſtundenf. pie
klaſſe II und III.

éoziald. Verein für
Halle Saalkreis.

U. S. P. D.
Den Mitgliedern die

traurige Nachricht, daß
der Arbeiter
Hermann Ochse,

(5. Diſtrikt)
am Sonntag nach kurzem
Leiden verſtorben iſt.
Ehre ſeinem Andenken!

Der Vorstand
Die Beerdigung findet

am Donnerstag, nachm.
4 Uhr, auf dem Süd
Friedhof ſtatt. 2240

Rpollo- Theater
Gastspiel Kurt Olra- Operette Haehott

ente and folgende Tage, abend Uhr

iufrüdlug terte
perette in 3 Akten von Lippechüte und Jaoovi.

Musik von Heinz [ewin. 4243
Vorverkauf tkghHoh v u. 5--7, Sonntags ununterbroohen.

Achtung Achtung!
Gr. Steinſtr. 24,

gegenüber dem Stadtbade.

Täglich:

Stadttheater.
Mittwo“ 89. Oktober 1918:
Anf. 7 Ende 10 Uhr.Die Schoecgtern ung

der Fremde.
Schauſpiel v. Bruno Frank.

2557

Donnerstag, d. 10. Oktober
Die toten Angen.

Konservdtorium
Gatehenstr. 20.

Die Forien haben mit
Hentat, den 7. t es.

Wiederbeginn des
Unterrichts und Eintritt

in das 20. Schuhahr
Elttwoch A. 6. Gt. ſ9n8.

Neuanmeldungen an den
Wochentagen v. 9--1 Uhr
im Sekr. d. Kons. 2241un

Gewandter, erfabrener nſReglsfeürbeaner

für sofort oder gpäter gesucht.

Ausführliche Bewerbungen mit Angabe der
Gehaltsansprüche und bisherigen Tätigkeit oer-

bittet sofort die Direktion der

JDUNA, Halle g. d. S

Frauen und Mädchen
in großer Zahl für RNachtarbeit geſucht. *1315

Städt. Arbeitsamt, welbl. Abt.
Salzgrafenſtraße 2, I. Stock.

Auerfurter Wurſtfabril,

Möbel Transporte
owie Speditionst uhren
ihrt ſachgemäß aus 2140
Albert Aekermann,

Thomaſitusftr 15. Tel. 5643.

i ſaubere *1816Arbeitsfrau
ſtellt ein

Büſchdorferſtr. 10.

für den ganzen Tag, oder

*1814

Kupferſchmiede

oder Schloſſer
für Rohrverlegungsarbeitenſuche ar

Föohre
u

Ludw. Wuchererſtr. 75. Fr. Noll 9 un

Aufwartung
Mädchen geſucht.

4 Familien Nachrichten. e

sozigldemokratiſcher Verein für den

Wahlkreis Mansfeld.

Am Montag ſtarb unſer altes Mitglied,
der langjährige Kreiskaſſierer

Johann Stelzer,
im 59. Lebensjahre.

Ein ehrendes Andenken bewahren ihm der
Vorſtand und die Mitglieder des Vereins.

Die Beerdigung findet Donnerstag, nach
mittags 3 Uhr, von der Friedhofskapelle aus
ſtatt. Reger Beteiligung ſieht entgegen

*1312 Der Vorstand.

gonſum- Verein für Dieskau u. Umg.

e. G. m. b.

Nachruf.
Am Sonnabend, 5. Oktober, erhielten wir

die traurige Nachricht, daß unſer Lagerhalterr,

verr I0is Teuscher,
bei Ausführung ſeiner Pflicht als Landſturm-
mann, plötzlich am Herzſchlag verſchied.

Der leider zu früh Verſtorbene, hat mit
treuer Pflichterfüllung die Jntereſſen der Ge-
noſſenſchaft bei ſeinem Poſten als Lagerhalter
vertreten. Die Verwaltung wird ihn allezeit
in Ehren gedenken! *1311
der Vorſtand u. Aufſichtsrat des Konſum-
Verein f. dieskau u. Umg., Sitz 3wintſchöng.

er Vorſtand: Franz Sattior.
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Addelterſhug für Vier n. Könditoren.

„Kein Jnduſtriezweig in England wir ſehen don dem erſtneuerdin u Bahn brechenden Maſchinenbrot ab hat ſo

altertümliche, ja, wie man aus den Dichtern der römiſchen
ger erſehen kann, vorchriſtliche Produktionsweiſe bis
heute beibehalten, wie die Bäckerei leſen wir in Marx' Kapi-
ial. Durch Auszüge aus amtlichen Dokumenten kennzeichnet
De ebenda die traurige Lage der Londoner Bäckergeſellen,
wie ſie ſich aus dem rückſtändigen techniſchen Charakter des Ar

rogeſſes ergab. Ein Parlamentsakt brachte 1863 das Ver
bot der Nachtarbeit in der Zeit von 9 Uhr abends bis 5 Uhr
morgens für Bäckergeſellen unter 18 Jahren.
e Jahre ſind ſeitdem vergangen. Sollte man

meinen, der Schutz für Bäckereiarbeiter hätte inzwiſchen
in allen „Kultur“ſtaaten Eingang gefunden und Fortſchritte
über jenes Niveau hinaus gemacht? on deshalb, weil da
mals bereits den Konſumenten zum Bewußtſein gebracht
wurde. daß ſie in ihrem Brote täglich „ein gewiſſes Quantum
Menſchenſchweiß“ eſſen müſſen, mit Eiterbeulenaus-
leerung, hen r Schabenleichnamen und fauler deutſcher

abgeſehen von Alaun, Sandſtein und ſonſtigen ange
en mineraliſchen Jngredienzien“?

Fehlgeſchoſſen. Zwar iſt, was damals über die Zuſtände in
ckereien und über Nahrungsmittelverfälſchung in London

enthüllt wurde, ſeitdem wer weiß wie oft aufs neue auch in
anderen Ländern, vor allem in Deutſchland, feſtgeſtellt und
ſogar ergänzt worden, zu einem wirklich durchgreifenden Schutz
wenigſtens der Bäckereiarbeiter aber führte es ſelbſt in dem
Muſterlande der alpolitik nicht. Jn einer Anzahl von
Ländern traten G ehe in Kraft, durch die „die Nachtarbeit und
r Teil auch die Sonntagsarbeit“ als in den Bäckereien ent
ehrlich erwieſen wurde, „ſie gaben aber keinen ſicheren An-
lt dafür, daß auch in Deutſchland die Nachtarbeit und die
nnitagsarbeit in den Bäckereien uſw. ohne große Schwierig-

keiten beſeitigt werden konnte“, leſen wir in der Begründung
u dem r eines Geſetzes über dierbeitszeit in Bäckereien und Konditoreien“,

der dem Reichstage vor einigen Tagen zugegangen iſt. „Es
iſt von keiner Seite beſtritten worden“, leſen wir
dort weiter, „daß Brot und andere Backwaren ohne Nacht-
arbeit hergeſtellt werden können. Dieſe iſt über-
re allmählich beſonders im Laufe der beiden letzten

ahrhunderte eingeführt worden. Die Nachtarbeit hängt
auch weniger von dem Arbeitsverfahren als von den Gewohn-

ten und Anſprüchen der Bevölkerung an die Backwaren ab.
n Deutſchland iſt ſie zuerſt in den Großſtädten und dann all-

mählich auch in den kleineren Orten eingeführt, ſobald ſich
eine größere 1 nach friſchem Weißbrot zum Frühſtück

machte. Jm Laufe der Zeit hat ſich dann ſcheinbar die
utſche Bevölkerung in noch höherem Umfang als die Be

völkerung der meiſten anderen Länder daran gewöhnt, jeden
Morgen zum Frühſtück friſches Weißbrot zu genießen. Es war
deshalb zu befürchten, daß geſetzliche Maßnahmen, welche deſſen
Herſtellung erſchwerte oder unmöglich machten, große Um-
wälzungen im Bäckereigewerbe und allgemeine Unzufrieden-
heit im Gefolge haben würde“.

Welche zarte Rückſichtnahme auf die Frühſtücksgewohnheiten
Feßtt Teile der Bevölkerung und auf die Bäckermeiſter und

otfabrikanten! Viele Tauſende von Bäckereiarbeitern ſind
infolge überlanger Arbeitsgzeit, infolge ungenügenden Schlafs
am Tage (da ſie nachts und ſelbſt Sonntags arbeiten mußten),
infolge der geſundheitsſchädlichen, mit Mehlſtaub geſchwänger-
Slaſrertatten Luft und völlig ungenügenden Wohn und
Schlafverhältniſſe frühzeitig erkrankt und vorzeitig zugrunde

Doch das ließ ſich nun mal nicht ändern. Die
onſumenten mußten ihre knuſperigen Brötchen zum Frühſtück

haben, den Bäckermeiſtern mußte die techniſche Rückſtändigkeit
ihrer Produktionsweiſe belaſſen werden und ſie wußten ſich
nachdrücklich genug dafür einzuſetzen eine „allgemeine Un-
zufriedenheit“ wäre ſonſt die ſichere Frage geweſen. Ja, kann
denn eine ſchlimmere Anklage wider die kapitaliſtiſche Produk-
tionsweiſe und die auf ihr baſierende Geſellſchaftsordnung
überhaupt gedacht werden, als ſie in dieſen trockenen Sätzen der
Begründung eines Geſetzentwurfs enthalten iſt, der nun end-
lich einer jahrhundertelangen Qual zahlreicher Mitmenſchen
Abhilfe bringen ſoll?

Schon vor vielen Jahren konſtatierte ein Arzt: „Jn der Regel
ben infolge ihrer ungeſunden Arbeits- und unregelmäßigen

ebensweiſe die Bäcker ſchon zwiſchen 40 und 50 Jahren.“ Und
zahlreiche Aerzte und Gewerbeinſpektionsberichte, ja das Reichs-
eſundheitsamt brachten für dieſes wiſſenſchaftliche Urteil
mmer neue Beweiſe aus der Praxis. All das konnte nicht be-

wirken, daß die verbündeten Regierungen von ihrem Hang am
Alten und von der Furcht vor „großen Umwälzungen“ ließen.
Es bedurfte erſt eines Weltkrieges, bevor es anders kam.

Beſſer, dünkt uns, kann nicht demonſtriert werden, wie ſchwer
es hält, auf dem Wege der Geſetzgebung politiſche Rechte oder
den Schutz von Leib und Leben der Arbeiter zu erringen. Oben-

drein darf über dem Stückchen Arbeiterſchutz, das der in
Bäckereien und Konditoreien ſchaffenden Arbeiterſchaft winkt,
nicht vergeſſen werden, daß der Arbeiterſchutz im allgemeinen,
beſonders für Frauen und Jugendliche, ſeit dem 4. Auguſt 1914
o gut wie aufgehoben iſt. Es wird ſchwerer Kämpfe bedürfen,
n wieder ins Leben zu rufen.
Wie ſchnell aber auf dem Gebiet des Arbeiterſchutzes ge-

arbeitet werden kann wenn nämlich lediglich Proletarier
darüber zu befinden haben iſt aus der Geſchichte der franzö
kg Kommune bekannt. Am 20. April 1871 wurde auf

eklamation der Bäckereiarbeiter die Nachtarheit in den Bäcke-
Als die Unternehmer

das betreffende Dekret zu umgehen ſuchten und dafür in dem
unbeſtimmten Wort „abgeſchafft“ einen günſtigen Umſtand
ahen, wurde ſchon am 38. April 1871 ein Dekret erlaſſen, in
em es hieß: „Die Nachtarbeit iſt in den Bäckereien vom Mitt-

woch, den 8. Mai, an verboten.“ Mit der Niederwerfung der
Kommune wurde auch dieſes Geſetz von der Bourgoisregierung
außer Kraft erklärt.

Jn Deutſchland bedurfte es erſt der Nöte des Weltkrieges,
bevor es zu dem vorerwähnten Geſetzentwurf kam. Es war
notwendig, die Getreidevorräte zu ſtrecken, das führte dem
Bundesrat dazu, am 15. Januar 1915 eine Verordnung zu er-
laſſen, die alle Arbeiten in Bäckereien und Konditoreien, die
zur Bereitung von Backwaren dienten, während der Zeit von
7 Uhr abends bis 7 Uhr morgens verbot. Die Erfahrungen
mit dieſem Verbot führten dann zu dem vorliegenden Geſetz-
entwurf. Hübſch langſam natürlich. „Zunächſt erſchien es not-
wendig, die Anſichten und Wünſche der Arbeitgeber über die
dabei in Betracht kommenden Fragen zu hören. Nur der Ver-
treter der freien Vereinigungen deutſcher Bäckermeiſter ſprach

ſich ohne Einſchränkung für ein vollftändiges Verbot der Nacht-
und Sonntagsarbeit aus. Die Jnnungsmeiſter (Germanig)
waren unter der Vorausſetzung für das Verbot, daß den Groß-
bäckereien und Brotfabriken keine Sonderſtellung eingeräumt
werde. Die Bäckermeiſter Süddeutſchlands, mit Ausnahme
von Bayern, waren für die Beibehaltung der Nachtarbeit. Des-

leichen die Vertreter der Brotfabrikanten und des Verbandeseuiſcher Keks-, Waffel- und Lebkuchenfabrikanten. Womit hin-

reichend kompenſiert iſt, daß ausgeſprochen ein Bäckermeiſter
zu dem bundesrätlichen Nachtbackverbot die erſte Anregung

eben hat, „was beſonders hervorgehoben zu werden ver-hient“ wie es in der Begründung zu dem jetzigen Geſetzentwurf

heißt. Der Vorſtand des Verbandes der Bäcker und Konditoren
veranſtaltete eine Rundfrage unter den im Felde ſtehenden Ge-
ilfen und Meiſtern. Das Reſultat war, daß von etwa 11 150

Gehilfen und 3826 Meiſtern, die auf die Rundfrage antworte

ten, nur 88 gegen ein dauerndes Rachtbacverbot
gegen waren, daß ein ſolches Verbot alsbald erlaſſen werde.

Was bringt der Entwurf nun? Eine einheitliche Regelung
der Ken Arbeits verhältniſſe in den ereien uſw. ſowie
die gfeiltaung der Nachtarbeit in ihnen. Ohne Rückſicht dar
auf, ob in den gewerblichen Bäckereien und Konditoreienwerbliche Arbeiter beſchäftigt ſind oder nicht, ſoll der Veirleb
in ihnen an den Werktagen nachts mindeſtens neun Stunzn
ruhen. Die Ruhezeit würde im allgemeinen abends 9 Uhr
beginnen und früheſtens um 6 Uhr morgens endigen. Falls
ein Bedürfnis dafür vorliegt, kann die Ruhe auf die Zeit von
8 Uhr abends bis 5 Uhr morgens gelegt werden. Es iſt bei der
allgemeinen Regelung der e Rückſicht dareuf genommen,
daß die Arbeiter morgens die Straßenbahnen benutzen können,
um zur Arbeitsſtätte zu gelangen. Jn der gleichen Zeit, in
welcher in den Bäckereien und Konditoreien der Betrieb ruhen
muß, ſollen auch in den Gaſt und ankwirtſchaften, Speiſe-
anſtalten g. an Heilanſtalten, Fabrikkantinen), Waren
häuſern, Mühlen und anderen Betrieben alle Arbeiten u
die zur rn von Back- oder Konditorwaren dienen. 8

gleiche ſoll für die r ürBäckereien uſw., in denen die regelmäßige tägliche Arbei Zzeit
der Geſellen, Gehilfen und Lehrlinge acht Stunden ausſchließ
lich der Pauſen, nicht überſchreitet, iſt zugelaſſen, die Betriebs
ruhe um höchſtens eine Stunde zu verkürzen und dementſprechend auf acht Stunden zu beſchränten Dadurch ſoll es

dieſen Betrieben ermöglicht werden, ihre Arbeiter in zwei acht
ſtündigen Arbeitsſchichten zu beſchäftigen.

An Sonn- und Feſttagen ſoll höchſtens von 5 Uhr bis 9 U
vormittags gearbeitet werden dürfen. Nachmittags nach 6 U
ſollen an Sonn und Feſttagen während einer Stunde Arbeiten
ausgeführt werden dürfen, die zur Wiederaufnahme des regel
mäßigen Betriebs am folgenden Werktag erforderlich ſind. Das
Herſtellen und Austragen leicht verderblicher Konditorwaren
ſoll gleichfalls an zwei weiteren Stunden während des Haupt
gottesdienſtes geſtattet werden dürfen, ſofern dafür ein örtliches
Bedürfnis vorliegt. An allerhand Ausnahmebeſtimmungen
zuungunſten der Arbeiter fehlt es alſo auch dieſem Geſetzent-
wurf nicht.

Einen Fortſchritt auf dem Gebiete des Arbeiterſchutzes ſtellt
dieſer Geſetzentwurf alſo dar. Wie viele Arbeiter haben aber
Geſundheit, Leben und Lebensglück opfern müſſen, bevor es zu
dieſem doch eigentlich ſo ſelbſtverſtändlichen „Fortſchritt“
gekommen iſt! Und wie winzig nimmt er ſich obendrein aus
gegenüber der Tatſache, daß ſeit über vier Jahren die wichtig-
ſten Arbeiterſchutzgeſetzbe ſtimmungen ruhen! Auch die Ge
ſchäfte dieſes Arbeiterſchutzgeſetzes lehrt, daß die verelendenden
Tendenzen der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe ſtets viel
länger und nachhaltiger zur Geltung kommen, als jene Ten-
denzen, die ihnen entgegenwirken. Woraus folgt, daß die
Arbeiter es nie bei der ſozialen Reform bewenden laſſen
dürfen, ſondern daß ihr Hauptziel immerdar ſein muß: Ueber-
windung des Kapitalismus!

Halle und Saalkreis.
Halle, den 8. Oktober 1918

Mehr Entgegenkommen
Ein Erlaß des Staatsſekretärs v. Waldow, der von allen Amts

ſtellen beachtet werden ſollte.

Der Staatsſekretär des Kriegsernährungs-
amtes hat an ſämtliche ihm unterſtellten Kriegsſtellen und
Kriegsgeſellſchaften nachſtehenden Erlaß gerichtet:

„Die dem deutſchen Volke durch den Krieg aufgedrungene
zwangsläufige Ernährungswirtſchaft mit ihren ſcharfen Ein-
griffen in das Recht jedes Einzelnen wird, je länger es dauert,
um ſo mehr als drückende Laſt empfunden. Es iſt deshalb vor
nehmſte Pflicht aller mit der Ernährungswirtſchaft betrauten
Stellen, dieſe Laſt möglichſterträglich zu geſtalten.

Erforderlich iſt insbeſondere hilfsbereites und verſtändnis-
volles Entgegenkommen im mündlichen und ſchriftlichen Ver

kehr.
Die Fülle der Verordnungen und die große Zahl der im

Kriege entſtandenen Dienſtſtellen macht es für die Bevölkerung
beſonders ſchwierig, ſich der Kriegsgeſetzgebung anzupaſſen. Es
iſt daher Pflicht der an der Durchführung der Verordnungen
mitwirkenden Beamten und Angeſtellten an ſie her-
antretenden Wünſchen nach Auskunft über Jnhalt und Sinn der
Vorſchriften hilſsbereit zu entſprechen. Geſuchſteller,
welche nicht den richtigen Weg für die Erledigung ihrer münd-
lichen Anträge gefunden haben, dürfen nicht abgewieſen werden,
ſondern ſind über die zuſtändige Stelle aufzuklären. Unrichtig
adreſſierte Anträge ſind nicht zurückzugeben, ſondern unter Be
nachrichtigung des Einſenders an die richtige Stelle weiterzu
leiten.

Wird den Wünſchen der Bevölkerung nach Rat und Auskunft
mehr wie bisher Rechnung getragen, ſo wird dadurch das Ver-
trauen in die Kriegsgeſetzgebung geſtärkt und es wird damit auch
den Behörden die Durchführung ihrer ſchwierigen Aufgabe er
leichtert werden

Keine unverleſenen Speiſekartoffeln annehmen
Durch einen Teil der Preſſe, namentlich der agrarfreundlichen,

ging die Nachricht, daß das u beabſichtige,
den Kartoffelerzeugern das Recht einzuränumen, un ver
leſene Kartoffeln z Verſorgung der Bevölkerung abzu
geben. Dieſe Veröffentlichung beruht, wie dem Oberpräſidenten
als Vorſitzenden der Provinzialkartoffelſtele in Magdeburg die
Reichskartoffelſtelle ausdrücklich beſtätigt hat, auf einer fal
ſchen Jnformation. Nach den Beſtimmungen der Reichs-
Kartoffelſtelle für das Wirtſchaftsjahr t918-19 vom 3. Septem-
ber, die in dieſer Hinſicht auch im Vorjahre Geltung hatten,
dürfen unverleſene Kartoffeln lediglich im Einverſtändnis mit
den Bedarfsſtellen geliefert werden. Ohne ausdrückliche Zu
ſtimmung der Städte iſt es unzuläſſig, an letztere Kar
loffeln in unverleſenem Zuſtande abzugeben. An dieſer Rege
lung wird auch für die Zukunft feſtgehalten. Jm übrigen wurde
durch Heraufſetzung der Mindeſtgröße der Speiſekartoffeln von
1 Zoll (2,72 Zentimeter) auf 1324 Zoll (2,4 Zentimeter) und
durch Freigabe der unter dieſe Mindeſtgröße fallenden ſowie
der kranken und faulen Kartoffeln zu Futterzwecken ſowie
endlich durch Feſtſetzung eines Preisabſchlages bei Lieferung
unverleſener Kartoffeln wen das Gegenteil von dem ange-
ordnet, was in der betreffenden Notiz behauptet wird, nämlich
die Zuführung guter, geſu ider Speiſekartoffeln an die ſtäd-
tiſche Bevölkerung.

Hallenſer in den Verluſtliſten.
Als in Halle und ſeinen Vororten geboren werden in den

Verluſtliſten gemeldet:
Verluſtliſte 1255: Ernſt Bäthge l. verw. Alfred Köhler, bish.

verm., geſt. in Gefgſcht. Ltn. Fritz Schoke l. verw. Kurt

Stroich verm. deSächſiſche Verluſtliſte 542: Alwin Paul Lohſe l. verw. Willi
Prüfe ſchw. verw., geſt.

Verluſtliſte 1256: Karl Blümel verw. Max Buſch gef. Paul
Fricke geſt. inf. Krankh. Gefr. Felix Grimm l. verw. zug
Kittel l. verw. Wilhelm Knöchel gef Utffs. Kurt Landgra
geſt. inf. Krankh. Alber! Politz verm. Paul Römer verm

und 107 da
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Otto R l. verw. Willi Schmidt aus der Gefgſzurück. ne bish. verw., i. Gefgſcht. (A. N.)
Ernſt Simon l. verw. Kuri Steenbock l. verw. Hermann
rath l. verw. u Kurt Wölfer verm.

e Verluſtliſte 543: Krankentr. Gefr. Walter Gensktj
verm. Utffz. Hermann Göbel l. verw., b. d. T

WilhelmVerluſtl 12657: iz Bernhardt ſchw. verw.
Börner verm. Kurt BVöticher l. verw. Gefr. Ernſt Fuchs aus
der Gefangenſchaft zurück. Louis Goßmann ſchw. verw. Otto
Günther aus der Gefgſcht. zurück. Artur Kaiſer ſchw. verw.
Otto Köhler e Otto Richter gef.

erinSag l e 543: Hermann Herher ſchw. verw.
Verluſtliſte 544: Franz Füchſel verm.

Noch nicht umgelernt. Wie jetzt bekannt iſt, hat die
Regierung den amerikaniſchen Präſidenten gebeten, ſich um die
Herbeiführung des Friedens zu bemühen, und hat, um hierfür
die Grundlage zu affen, ſich mit den von Wilſon formulier-
ten allgemeinen Friedensgrundſätzen einverſtanden erklärt.
Zur gleichen Zeit aber, da der deutſche Friedensſchritt bekannt
wurde leiſtete ſich die Saale zeitung, die im r
Teil den Friedensſchritt der Regierung begrüßt, im lokalen
Teile bei einer Beſprechung des Himmelsſchiff-Films folgenden

5ah: „Nur möchte man wünſchen, daß die Geſangsleiſtung
eine viel beſſere wäre und daß der Obergauner Wilſon
nebſt ſeinen Komplizen Lloyd George, Clemenceau, Malinow,
Orlando uſw. zwang s weiſe Tag für Tag zuſehen mü
ten, wie außerordentlich dieſer von allen Eroberungs- und jed
weden unedlen Gedanken abgew indte Rieſenfilm dem deutſchen
Volke gefällt, damit ſie uns nicht mehr als Hunnen zu ver
leumden wagen, ſondern bekennen, daß ſie es ſeller ſind, weil
e ihr Schwert gegen unſere Friedlichkeit gezüdt haben Ent-
chuldigen wird man dieſe unzeitgemäße Geſchmackloſigkeit mit

der Tatſache, daß ein Baer nichts von politiſchen Notwendig-
keiten zu verſtehen braucht. Aber deshalb bleibt. ſie doch ge
ſchmacklos und unzeitgemäß.

Oelwucher. Ueber die unerhörten Oelpreiſe, die von der
Reichsregierung ſtillſchweigend geduldet werden, wird dem
Gothaiſchen Tagebl. von ſachkundiger Seite geſchrieben: „Wirleiden ſchon ſeit langer Zeit unter Oel- und Ferthunger! Oel-

rüchte ſind zwar in dieſem Jahre von den Lanbwirten mehr
enn je zuvor angebaut worden, und die Ernte iſt auch über

Erwarten ſehr reich ausgefallen. Durchſchnittlich ſollen von
einem Acker vier Zentner über das geſchätzte Maß hinaus ge-erntet worden ſein. Dieſe großen Klugen ſtehen den Land
wirten, außer dem ihnen zuſtehenden Anteil als Selbſtverſorger
373 freien Verfügung, und man ſollte doch meinen, daß in
ieſem Jahr endlich einmal wieder ein Tropfen Speiſeöl r

Verteilung kommen würde. Doch weit gefehlt! Trotz der
reichen Ernte hat leider auch auf dieſem Gebiet eine Preis-
treiberei eingeſetzt, die jeder Beſchreibung ſpottet. Für ein
Pfund Speiſerüböl werden bereits 30--35 Mark gefordert und
leider auch bezahlt, während in Friedenszeiten ſolches zu 26
bis 32 Pf. das Pfund zu haben war. Koſteten früher 100 Pfund
Rüböl 26—32 Mark, ſo werden heute für dieſekbe Menge 3000
bis 3500 Mark gefordert und leider auch bezahlt. Man weiß
nicht, wen man mehr verdammen ſoll, diejenigen, die dieſe ſünd-
haften Preiſe fordern, oder diejenigen, die dieſe fabelhaften
Luruspreiſe zahlen. Unter ſolchen Verhältniſſen erſcheint es
dringend geboten, daß von mißgebender Stelle aus ſolchem
wahrhaft verbrecheriſchen Treiben Einhalt geboten wird.

Ackerverpachtung durch den Bund für Volfskraft. Von den
vom Bund nen gepachteten Aeckern ſind: Galgenberg, Giee
h Flur, Oppiner Straße und Faule Wietſchke bereitsverteilt. Leider hat der größte Teil der Kleinpächter noch nicht
mit dem Umgraben begonnen. Es iſt von allergrößter Bedeu-
tung für den Ertrag im nächſten Jahre, daß der Acker im
Herbſt tief umgegraben wird. Wird das verſänmt, dann iſt
eine gute Ernte in Frage geſtellt. Da die Kleinpächter
vertraglich verpflichtet haben, die übernommenen Parzellen
möglichſt gut auszunutzen, ſo iſt die Bundesleitung gen
diejenigen Parzellen anderweitig zu vergeben, die jetzt
umgegraben werden. Für das Umgraben wird für die genann
ten Acrker ein Termin bis 15. Oktober geſetzt. Wer bis dahin
ſeine Parzelle noch nicht wenigſtens zum größten Teil umge-
graben hat, von dem wird angenommen, daß er keinen Wert auf
ſeine Parzelle legt. Vewerber um Ackerland ſind n zu
hunderten vorhanden. Es Hat jedoch keinen Zweck, ſich jetzt n
um etwa freilwerdende Parzellen zu bewerben, da auf der
ſchäftsſtelle des Bundes noch genügend Leute vorgemerkt ſind.
Die übrigen Aecker (Bölke-Straße II, Gertraudenfriedhof,
Gimritz Grüner Weng, Kröllwitz und Böllherger Flur) werden
nacheinander vermeſſen. E. Abderhalden.

Die Fahrgeldeinnnhmen der ſtädtiſchen Straßenbahnen be
trugen im September d. J. 333 475,30 Mk.

Straſtenſperrung. Wegen Auswechſlung von Straßen
bahnſchienen wird die Leipziger Straße zwiſchen Poſtſtraße und
Riebeckplatz vom 7. bis 19. Oktober für den Fahr und Reitver4
kehr geſperrt.

Stadttheater. Heute, Dienstag, geht die Lper Hoffmanns
Erzählungen von Offenbach in Szene. Mittwoch wird das
Schauſpiel Die Schweſtern und der Fremde gegeben. Donners
tag Die toten Augen. Freitag Der Wildſchütz. Sonnabend
(Anfang 0 Uhr) Fauſt. Sonntag nachmittag Volksvorſtellung
bei ganz kleinen Preiſen Elga, abends Fidelio.

Den dreiJahres u im HeydrichKonſervatorium.
öffentlichen Prüfungsaufführnngen zum Abſchluß des 19. Schul
jahres iſt noch nachzutragen, daß am 28., 24. und 25. September
ich weit über 100 Schüler der Klaſſenprüfung unterzogen, folgte
am 5. Oktober 1918 im Saale des Konſervatoriums die Jahres-
ſchlußfeier. Herr Direktor Heydrich gab einen Ueberblick über
as 18. Schuljahr. Die Schüler a betrug 280 gegen 400 im

Frieden. Es wurden 14 öffentliche Vortrags- und Ovpernabende
abgehalten, zwei Ipfſhrugen für den Nationglen Frauen-
dienſt und eine für den Mobilmachungsausſchuß des Roten
Kreuges (Merſeburg), die je über 1 ark der Wohltätigkeit
einbrachten. Weiter eine Reihe von Sonder-Lagzarettaufführun-
gen, die den Verwundeten Tröſtung, Erhebung und Bildung be
deuteten. Die Ferien haben mit Montag, den 7. Oktober, be-
gonnen. Wiederbeginn des Unterrichts und Eintritt in das
40. Schuljahr am Mittwoch, den 16. Oktober 1918. Neuanmel-
dungen werden auch während der Ferien an den Wochentagen
bon 9 bis 1 Uhr im Sekretariat des Konſervatoriums entgegen-
genommen. Näheres ſiehe Anzeige.

RNehrere Diebſtahléprozeſſe verhandelte die Strafkammer
in ihrer letzten Sitzung. Die Arbeiter Franz Heiſterberg und
Müller waren angeklagt, Treibriemendiebſtähle ausgeführt zu
haben. Sie hatten 1917 in h mit einem Dritten
aus der Dampiziegeſei des Rittergutes Döllnitz acht Treibrie-
men entwender und an den Schankwirt Paul Reiber verkauft,
der den beiden erſten Angeklagten je 125 Mark zahlte. Reiber
S auch den Arbeitern Schunke und Niehler andere geſtohlene

achen abgekauft, dem S. 41 runde Körbe und 25 Kilo Stachel-
draht, dem N. etwa 60 Pfund Seifenpulver. M. hatte auch n
an einer anderen Stelle Treibriemen geſtohlen und ebenfalls
an R. verkauft. R. hat auch noch von anderen Verſonen Treib-
riemen gekauft, ferner Maſchinenfett, 40 Blöcke Blei, je etwa
e u 25 Mark. von et Soldaten zwei Säcke Haf

wei Schlafdecken für je 5 Mark. einen Bezug u. a. m.
Summen von 375 und 565 Mark ausgezahlt, von kleineren
trägen abgeſehen. Die Angeklagten erhielten: H. zwei Jahre
Zpehthaus und fünf Jahre Ehrderluſt, M. zwei Jahre
Monate Zuchthaus und fünf Jahre
Unterſuchungshaft wird als
veſtraften S. ſechs Monate und N.

hrverluſt, ein Jahr den
angerechnet, die noch ni
zwei Monate Gefängnis 58
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Veiber aChiert egen der Hehlerei drei Jahre
iterin Jda e Juni auf dem Riebeckp la eine

S. kennen gelernt. die die H. eine Nacht be berkeine Wohnung hatte. Dafür zeigte ſie u an
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e nicht teurer als 106 da rung abgegeben werden.

Vom Rathaus. Am fandenW ache darauf aufmerkſam daß dies die letzte ederarkeit. Als Frau S. nämlich am andern Tage zum Eſſen- weiſung von Anzügen für die in der Landwirtſchaft tätige Be Wiate n h r
z L wag u r x n ſein des d meiſters vertrat Beigeordneter Fichte das Magiſtratskollegium.ohltäterin ein und entwendete ihr eine Schürze igen Perſonen, we r Verteilung dieſer ungs je öffentliine Bluſe im Werte von 40 Mark. Der geſtändigen und noch e berückſichtigt zu werden wünſchen und noch nicht durch Weniger dringend waren die öffentlichen Verhandlungen.
nicht beſtraften Angeklagten wurde bei ihrer Jugend mildernde

ſtände zugebilligt; ſie muß ihre Tat mit fünf Monaten Ge
ängnis büßen, worauf ihr ſechs Wochen der der Unterſuchungs
ft als verbüßt angerechnet wurden. Die Arbeiterin Marie
hatte im Juni bei einer Frau Br. gewohnt und ihr 216 Pfd.ot und 5 Mark Bargeld entwendet; ſie war dann bei einem

Fräulein G. Aufwärterin und ſtahl dem Kaufmann H. eine
Hofe im Werte von 50 Mark und Zigaretten. Die Angeklagte
hat in einem Jahre fünf Strafen wegen Diebſtahls erlitten
2 wurde nun wegen eines ſchweren und zweier einfacher
r zu einer Gefängnisſtrafe von zehn Monaten ver

ilt.
Unterſagung des Handels Dem Handelsmann Otto

örderer, Königſtraße 5, iſt auf Grund der Verordnung vom
September 1915, betr. die Fernhaltung un zuverläſſiger Per
en vom Handel, die weitere Ausübung des Handels mit

ebens- und Futtermitteln unterſagt worden.
Lebensmitteldiehſtahl. Jn der vergangenen Nacht wurden

aus dem Keller eines Grundſtücks in der Ludwig-Wucherer-
traße 5 Gläſer Marmelade, 30 Eier und zwei geſchlachtete

Hähnchen geſtohlen. Die Täter, zwei Soldaten, wurden voer-
mutlich geſtört, denn ſie ließen ihre Beute im Flur des Grund
ſtückes zurück.

Beſichtigung des Krematoriums. Am Sonntag, den 13. Ok
tober, vorm. 10 Uhr, findet durch den Verein für Fenerbeſtat-

g in Halle (S.) und Umgebung eine Beſichtigung des
ematoriums auf dem Gertrandenfriedhof unter Erläuterung

und Vorführung einer Verſenkung ſtatt. (Näheres ſiehe An
geige.)

Verbotene Lotterie. Jn der letzten Zeit werden, laut Mit-
teilung der Polizeiverwaltung, Loſe der Hamburger Stadt-
lotterie, der Kgl. Sächſiſchen Landeslotterie, der däniſchen
Kolonial (Klaſſen-) Lotterie und der Ungariſchen Klaſſen-
lotterie angeboten. Da das Spielen in den genannten Lotte-
ien in Preußen verboten iſt, wird vor dem An und Verkauf
lcher Loſe gewarnt.

Verkehrsſtörung. Jn der Merſeburger Straße e das
rechte Hinterrad einer Dreſchmaſchine. Der Straßenbahn-
betrieb wurde hierdurch etwa 15 Minuten geſtört.

Vereins- und Vergnügungs anzeigen.
Radrennbahn Halle. Wie uns die Direktion mit-

teilt, finden die diesjährigen Schlißrennen am 13. Oktober auf
der hieſigen Radrennbahn (Olympia-Park) ſtatt. Unter anderem

S zwei Dauerrennen betitelt Großer Herbſtpreis und
Großer Abſchiedspreis auf dem Programm. Der hier gut ein-
geführte WißmannDortmund iſt wieder verpflichtet worden.

Löbejün. Vieh- und Krammarkt. Der Viehmarkt
indet am 22. Oktober, der Krammarkt am 22. und 23. Oktober

Aus der Provinz.
Pflichtabgabe bei Hausſchlachtungen.

We ſich aus neuen landrätlichen Bekanntmachungen ergibt,
bleiben die im vorigen Jahre geltenden Beſtimmungen über

Hausſchlachtungen auch für dies Jahr beſtehen (alſo auch die
Abgabe von Speck nach dem vorjährigen Satze) mit Aus
vahme der für die Anrechnung geltender Sätze. Nach der Ver
ordnung des Staatsſekretärs für Volksernährung vom 20. 9.
3018 Reichsgeſetzblatt 1117 gilt für die Hausſchlachtung von
ſämtlichem Schlachtvieh für dieſes Jahr ein Einheitsanrech-
nungsſatz von wöchentlich 400 Gramm. Es find für je 400
Eramm Schlachtviehfleiſch und Wildbrett, ſowie für ein Huhn
die Fleiſchkartenabſchnitte einer Woche, für einen jungen Hahn
bis zu einem Jahre die einer halben Woche in Anrechnung zu

bringen. Abzuliefern ſind alſo bei einem Schlachtgewicht des
Schweines von 00- 70 Kilo 1 Kilo, 70--80 Kilo 2 Kilo, 80--90

ilo 254 Kilo, 90--100 Kilo 3 Kilo, 190--110 Kilo 32 Kilo (uſw.
für je 10 angefangene Kilo 14 Kilo).

Gefangenenlöhnnng für die Verwandten.
(Amtliche Mitteilung.) Zur Richtigſtellung der vielverbreite-

ten Meinung, daß die Angehörigen von Kriegsgefangenen An
ſpruch auf die Löhnung ihrer gefangenen Verwandten hätten,
wird amtlich mitgeteilt:
Der Kriegsgefangene ſelbſt verliert ſeinen Anſpruch auf
die Löhnung mit Ablauf des Monatsdrittels, in dem er ge

angen genommen wurde. Für ſeine Angehörigen beſteht ein
ſ„Anſpruch“ auf die Löhnung überhaupt nicht. Jndeß kann
ihnen die Löhnung ganz oder teilweiſe bewilligt werden, wenn
die Familie bedürftig iſt und die Löhnung zum Unterhalt ge-
Mraucht wird.

An Verwandte aufſteigender Linie, Geſchwiſter oder Pflege
Finder, kann die Löhnung nur dann bewilligt trerden wenn
der Kriegsgefangene ihr überwiegender Ernährer war und Be
dürftigkeit liegt e Unterſtützung des Kriegsgefange-
Fr kann die Bewilligung der Löhnung ganz oder teil-
weiſt erfolgen, wenn er dieſer Unterſtützung dringend bedarf
und die Angehörigen nach billigem Ermeſſen nicht in der Lage
And, die Unterſtützungskoſten aus eigenen Mitteln zu beſtreiten.
Ueber die Bewilligung der Unterſtützung, wie über den Zeitpunkt

ihrer Auszahlung entſcheidet der Truvpenteil, unter deſſen Be
l der Kriegsgefangene zuletzt geſtanden hat.
Die durch Allerhöchſte Kabinettsordre vom 1. Auguſt 1915

gewährte monatliche ulage von 9 Mark an die mobilen Unter-
offiziere und Mannſchaften iſt lediglich als Teuerungszuſchuß
ir dieſe Heeresangehörigen ſelbſt aufzufaſſen. Eine Bewilli-

g dieſer Zulage an die Angehörigen Kriegsgefangener iſt
aher nicht angängig.

Merſeburg. Ausgabe von Magermilchkarten am
Dienstag, den 8. Oktober im alten Rathauſe in der Burgſtraße,
normittags von s bis 1 Uhr, nachmittags von 3 bis 6 Uhr nur
für die Kunden der Butterſtellen: Fiſcher, Weißenfelſer Straße
Nr. 12, umfaſſend die Straßen: Leunger Straße, Roonſtraße,
Blumenthalſtraße, Kleiſtſtraße, Manteuffelſtraße, Sedanſtraße,
Nulandtſtraße, Weißenfelſer Straße, Vor dem Sixtitor und
Kötteritzſch, Gotthardtſtraße 21, umfaſſend die Straßen: Hirten-

ſtraße, Wagnerſtraße, Vor dem Gotthardtstor, Gotthardtſtraße,
Ha ndſtraße, Große Ritterſtraße, Teichſtraße. An welchen
Tagen die Kunden der übrigen Butterſtellen in die Kunden-
ſten eingetragen werden, wird vorher in den Tageszeitungen
bekannt gemacht.

Die Mahlkartenfürdas Leſegeireide können
im Polizeigeſchäftszimmer gegen ein Entgelt von 10 Pf. für die

Karte vormittags von s bis 1 Uhr abgeholt werden.
Kleidung für die in der Landwirt-haft arbeitende Bevölkerung. Der Landrat giöt

annt: Für die in der Landwirtſchaft arbeitende Bevölkerung
ift eine beträchtliche Anzahl an Kleidungsſtücken zur Verfügung
geſtellt worden, die in nächſter Zeit zur Verteilung kommen

lwerden, und zwar Männeranzüge: neue Anzüge, Preiſe ver-
fehieden, aber im Ourchſchnitt nicht teurer als 160 Mk., neue

i reiſe verſchieden, aber im Durchſchnitt nicht teurer
als 100 Mk., gebrauchte Anzüge, Preiſe verſchieden, aber im
Durchſchnitt nicht teurer als 80 Mk., gebrauchte Anzüge, Preiſe
verſchieden, aber im Durchſchnitt nicht teurer als 40 Mk.

e Gemeinde bzw. Gutsbehörden hierher gemeldet worden
nd, werden daher aufgefordert, ſofort bei dem Gemeinde
utsvorſteher (in den Städten bei dem Magiſtrat) ihren

darf anzumelden und Angabe des Zu und Vornamens, ſowie
der Art und Klaſſe der benötigten Kleidungsſtücke. Nach dem
10. Oktober eingehende Meldungen können nicht mehr berück
ſichtigt werden.

Schkeuditz Aus dem Stadtverordneten ſaale.
Vach langer Zeit fand endlich wieder einmal eine Sitzung der
Stadtverordneten ſtatt. Reichhaltig und vor allem ſehr inter
eſſant und lebhaft waren die Verhandlungen. Nur einige der
Allgemeinheit intereſſterende Punkte ſeien hier hervorgehoben.
Beim Punkt Herabſetzung des Pachtpreiſes für die Ratskeller-
wirtſchaft fand Gnoſſe Sämiſch Gelegenheit, die ungerecht
ertigte Mietſteigerung der Hausbeſitzer zu kriti-tieren. Die Steigerungen erreichen die Höhe bis zu 45 en
an konnte wieder einmal die Jnkonſequenz der Hansbeſitzer

ſo recht deutlich ſehen. Dieſe Herren bringen es wohl fertig,
die Mieten der armen Bevölkerung zu ſteigern, aber gegen eine

erabſetzung des Mietpreiſes für die Ratskellerwirtſchaft zu
immen, bringen ſie den Mut nicht auf. Der Ratskeller iſt nur
ür eine kleine Geſellſchaft, die unter ſich ſein will, da. Die Arbeiter will man nicht ſehen. Gegen e Stimmen wurde der

Pachtpreis von 2000 auf 1500 Mk. herabgeſetzt. Ein weiterer
ſehr wichtiger Punkt war die Errichtung einer Mittelſchule.
Dem Genoſſen Schulze war es gelungen, die Ausführungen des
Referenten, ſowie die Denkſchrift des Rektors zu zerpflücken.
Lebhaft trat er für die Unentgeltlichkeit der Lern- und Lehr-
mittel und für Aufhebung des Schulgeldes ein. Selbſt aus der
Denkſchrift ging bervor. daß es eine Schule für den Mittelſtand
werden ſoll. Es war geradezu ein Hohn, wenn einige Bürger-
liche erkllärten, die hieſigen Schulverhältniſſe müßten gebeſſert
werden. Die Volks ſchulverhältniſſe ſollen aber ſo bleiben,
wie ſie ſind. Wiederholt vertraten die Genoſſen Wille und
Sämiſch unſere Forderungen nach der Einheitsſchule. Genoſſe
Sämiſch ſagte dem ſonderlichen Herrn Naumann, der der Mei-
nung war, ſchon zu ſeiner Zeit konnte man, wenn man wollte,
in der Schule genug lernen, im übrigen gäbe es keine armen
Leute mehr, derbe Wahrheiten. Redner beſtritt nicht, daß Herr
Naumann durch ſeine Arbeiter reich geworden ift, ſeine Arbeiter
ſind es ſicherlich nicht geworden. Jedenfalls ſcheint dieſer geiſt-
reiche Herr die enorme Teuerung, welche in keinem Verhältnis
zum Einkommen der Arbeiter ſteht, nicht zu ſpüren. Es wurde
veſchloſſen, natürlich gegen unſere Stimmen, nach Beendigung
des Krieges eine Mittelſchnle mit 72 Mk. Schulgeld zu errichten.
Eine weitere lebhafte Debatte rief unſere Jnterpellation über
die unerträgliche Leben smittelnot hervor. Gen. Mittag
konnte an der Hand eines reichen Beweismaterials den unbe-
ſtreitbaren Nachweis liefern, daß mit den zugeteilten Lebens-
mitteln kein Auskommen mehr iſt. Wie bisher könne es nicht
weitergehen. Der Bürgermeiſter erklärte, alles getan zu haben,
um die Lebensmittelnot zu beheben. Genoſſe Sämiſch forderte
in längeren Ausführungen, daß der Magiſtrat bei der vorgeſetz-
ten Behörde den Unwillen der Einwohnerſchaft zum Ausdruck
bringen ſoll. Es ſei die höchfte Zeit, daß die Gemeinde-Parla-
mente ganz energiſch die Beendigung des Krieges forderten.
Der Schleichhandel blüht wie noch nie zuvor. Die Regierung
habe die Pflicht, für eine beſſere Erfaſſung der Nahrungs mittel

orge zu tragen. Um exiſtieren zu können, wird ſich die Ar-
beiterſchaft mit einer weſentlichen Verkürzung der Arbeitszeit
befaſſen müſſen. Jn der nichtöffentlichen Sitzung wurde eine
Eingabe des Jnhabers der Privatfchule wegen Subventiomie-
rung, abgelehnt.

Eisleben. Beſtimmungen für die Ausgabe der
Kartoffel-Bezugſcheine. Jn dieſer Woche erfolgtdie Ausgabe der beantragten Kartoffelbezugſcheine im Wirt-
ſchaftsamt, Markt 22. Beim Vegznug durch die Stadt erfolgt die
Ausgabe der Bezugſcheine zunächſt für einen Zeitraum von
15 Wochen, nämlich für die Zeit vom 28. Oktober 1918 bis zum
8. Februar 1919. Für dieſe Zeit erhalten: über 3 Jahre alte
Perſonen 105 Pfund, unter 3 Jahre alte Perſonen 60 Pfund
Kartoffeln. Die hiernach zuſtehende Menge wird auf volle
Zentner abgerundet. Die dadurch mehr angewieſene Kartoffel-
menge wird auf die Zeit nach dem 9. Febrnar 1919 ſpäter an-

Gegen Vorzeigung des Lebensmittelausweiſes hän-
igt das Wirtſchaftsamt einen entſprechenden Bezugſchein aus,

der ſodann einem Kartoffelhändler, ſoweit ihm eine ſtädtiſche
Kartoffelverkaufſtelle nhertragen iſt, zur Lieferung zu übergeben
iſt. Die Bezahlung hat an dieſen Händler, am beſten ſogleich
bei der Beſtellung, zu erfolgen, und zwar mit 8 Mark für den
Zentner frei Haus und mit 7,75 Mark für den Zentner ab Bahn-
hof. Bis zum 27. Oktober ſind die erforderlichen Kartoffeln
noch auf die Kartoffelkarten zu beziehen. Beim Bezuge vom
Erzeuger erfolgt die Ausgabe der Bezugſcheine für die be-
antragte 2eit, und zwar 15, 30 oder 28 Wochen. Auf den Kopf
werden gerechnet: 15 Wochen vom 28. 10. 1918 bis 9. 2. 19190,
30 Wochen vom 28. 10. 1918 bis 25. 5. 1919, 38 Wochen vom
28. 30. 1918 bis 20. 7. 1919, bei über 3 Jahre alten Perſonen
(7 Pfund in der Woche) 105 bzw. 210 bzw. 266 Pfd., bei unker
3 Jahre alten Perſonen (4 Vfund in der Woche) 60 bzw. 120bzw. 152 Pfd. Auch wird die Geſamtmenge auf volle Zentner
abgerundet. Die dadurch mehr gelieferte Menge wird auf die
Tage nach Ablauf der Bezuqszett ſpäter verrechnet werden. Bis
zum 27. Hktober d. J. ſind die Kartoffelkarten noch zu ver
werten. Die Bezahlung hat direkt an den Erzeuger zu er-
folgen. Höchſtpreis 6,/30 Mark je Zeniner. Ausgabezeiten und
Reihenfolge wird noch bekanntgegeben. Für Kriegerfrauen
folgen beſondere Beſtinimungen.

Die Ausgabe von Petroleumkarten findet
erſt von Mittwoch an ſtatt.

Johan Stelzertot! Einen großen Verluſt hat die
Unabhängige Sozialdemokr tiſche Partei unſeres Wahhlkreiſes
erlitten: Johann Stelzer iſt am Montag abend nach viertägigem
Krankenlager geſtorben. Den erſehnten Frieden hat er nicht
mehr erleben dürfen. Was er in den langen Jahren ſeiner
Parteitätigkeit geleiſtet hat, wird den Genoſſen unvergeßſlich
bleiben. Seit 1883 in Eisleben anſöſſig, beteiligte er ſich von den

etwa

die Jnternationale der Arbeiterſchaft.
arbeiter, mußte er infolge der Tinziehung ſeiner Arbeitgeber
den Veruf aufgeben und trat in die Dienſte des CEisleber Magi-
ſtrats, der ihn bei der Kartoffelwirtſchaft beſchäftigte, welches
Amt er treulich und zur Zufriedenheit ſeiner Vorgeſetzten ver-
waltete. Er ftarb im 50. Lebensizhre.

Delitzſch. Die Kleinverkaufspreiſe für Braun-
kohlenbriketts und Koks werden wie nachſtehend feſtge-
ſetzt, ganz gleich, ob ſächſiſche oder preußiſcher Herkunft: ab
Eiſenbahnwagen pro Zenter 1,65 Mk., ab Lager des Händlers
1,85 Mk., bei Lieferung frei Gelaß des Verhrauchers 2 Mk.,
Bitterfelder Briketts ver Wagen ab Bitterfelder Werk frei vors
Haus Delitzſch 2,15 Mk., ab Bitterfelder Werk frei Gelaß
Delitzſch 2,25 Mk., Grndekoks 2,10 Mk.

Der Umtauſch der alten Lebensmittel-
ſcheine in neue findet noch am Dienstag, Mittwoch und Don-
nerstag, und zwar vormittags von 9 bis 12 Uhr im Stadtver-
ordnten- Sitzungsſaal ſtatt. Kartoffelbezugſcheine werden da-
gegen noch die ganze Woche ausgegeben, und zwar im Zimmer
Nr. 1. Es liegt im eigenen Jntereſſe der Bevölkerung, ſich ſo
weit wie irgend möglich mit Kartoffeln einzudecken.

Licbenwerda. Abgabe von Kaffee-Erſatz. Auf
Abſchnitt 2 der Kaffee-Erſatzk irte kann von den Gewerbetreiben- 865 Mk.; 17 494 30 Mk.

mehr dürften Punkte, die in die nichtöſfentliche Sihung ver
wieſen waren, Annahme finden, die von größerer Dringlichkeit
und Wichtigkeit geweſen ſein ſollen. Beſonders der Ver
des vor einigen Jahren von der Stadt käuflich erworbenen
Bürgergartens.
Bürgergarten ſamt der Sch inkwirtſchaft und Gärtnereianl
en weiterung der Induſtrie abgetreten wer
foll. Beſtimmte Beſchlüſſe ſind noch nicht bekannr. In der
e Sitzung wurde über eine Sei ge Spende gut
Kolonialunterſtützung beraten. Ohne Debatte, nur die Ar
beitervertreter wandten ſich gegen eine ſolche, wurde dem Magi
ſtratsantrag von 50 Mark zugeſtimmt. Die Armendeputation
bat ſich entſchloſſen, die Unterſtützungsſäte an die Empfangs
berechtigten in Anbetracht der außergewöhnlichen Teuerung
auſ das Doppelte zu erhöhen. Nachdem der Magiſtrat zuge-
billigt hatte, ſchloſſen ſich die Stadtverordneten an. Ein Schrei
ben von der Hoſpitalverwaltung wegen der gegenwärtigen
ſchwachen n Krankenhaufes brachte eine eingehende
Ausſprache. Das Kr.inkenhaus wird ſehr ſchwach belegt. Es
beſteht ſonderbarerweiſe große Abneigung bei den Kranken.
Die Verwaltungskoſten wachſen immer wehr, wohingegen die
Einnahwen fehlen. Aber doch ſoll das Krankenhaus erhalten
leiben. Das war wenigſtens der Wille der Stadtverwaltung,

auch wenn es e aus dem ſtädtiſchen Etat erfordere. Zu
wurde das Gebiet der Hrankenkaſſe und die Aerztefrage

ehandelt. Der letzte Punkt, wovon die meiſten Stadtväter
bisher gar nichts gewißt haben, war die Beleidigung der
ſtädtiſchen Körperſchaften durch den Landwirt Karl Naumann
in der früheren Vorſtadt. Nach den Akten, die bereits in Hän-
den der Staatsanwaltſchaft geweſen ſind, ſei folgendes kurz
mitgeteilt: Jm vorigen Monat befand ſich der Bürgermeiſter
in Geſellſchaft zweier hieſiger Rentiers in der C. Richterſ
Gaſtwirtſchaft, wo auch der Landwirt N. hinzukam, der ſofort,
nachdem er den Bürgermeiſter erkannte, über die „Schweinerei“
mit dem Ankauf des Elektrizität swerks zu ſchimpfen anfing.
Er (N.) wollte es dem Londrat ſchreiben, daß das Werk der
Ueberlandzentrale angeſchloſſen würde uſw. Daraufhin wurde
Strafantrag geſtellt. Der Staatsanwalt ſandte den Straf-
antrag zwecks Einholung der Genehmigung der Stadtverordne-
ten zurück. Von vornherein war für die Genehmigung des An
trages bei den Stadtverordneten wenig Stimmung. Jnzwiſchen
iſt aber eine „Ausſöhnung“ mit dem „Sünder“ erfolgt und er
zahlt 30 Mark für das Rote Kreuz. Er entſchuldigte ſich, er ſei
erregt geweſen, weil er keinen Kraftſtrom zu ſeiner Dreſch
maſchine gehabt hätte, als er dreſchen wollte. Der Werkleiter
hat fedoch damals gleich feſt geſtellt, daß ſein Dreſcher wegen
mangelhafter Sauberkeit verſagt hätte. Damit war auch dieſe
Beleidigung geſühnt. Kritiſiert wurde noch, daß der Bürger
meiſter dieſe 30 Mark nicht, wie ſonſt üblich, der Stodtkaſſe zu
geführt. ſondern das Rote Kreizz bedacht hatte. C. Naumann
will nicht, wie ſeine Ausſage lautet, „Schweinerei“ geſagt haben,
ſondern nur Bummelei.

Bockwitz-Mücenberg. Briketts im Landabſatz. Die
Brikettfabrik Millygrube gibt bekannt, daß ſie ab 10. Oktober
wieder in der Lage iſt. Briketts im Landabſatz ohne Dringlich-
keitsbeſcheinigung aber gegen Vezugsbeſcheinigung der zuſtän-
digen Kreis- bzw. Ortskohlenſtellen abzugeben.

Wittenberg. Schleichhandelsgetreide. Bei einer
Durchſuchung in der Sternſtraße wurden, dem Tagebl. zufolge,
von der Polizei ſechs Zentner Roggen vorgefunden und
ſchlagnahmt. Allem Anſchein nach iſt der Roggen, der offen
ſichtlich zum Verfüttern beſtimmt war, im Wege des Schleich-
handels erworben. Weiter wurde in vergangener Nacht ein
Bewohner der großen Friedrickftraße abgefaßt, als er auf
ſeinem Wagen 3 Zentner Hafer, den er hinten herum erworben
hatte als Futter für ſein Vieh, von außerhalb nach ſeiner Woh
nung zu bringen im Begriffe ſtand.

Allerlei.
Wie man ſchnell zu Lederſtiefeln kommt.

Ein heiterer Vorgang, der den Vorzug hat, wahr zu ſein,
und bezeichnend iſt, hat ſich kürzlich in Weſtfalen zugetragen.
Ein Herr, der wie ſo viele ſchon duhende Male vergeblich in
einem Schuhwarengeſch ift nachgefragt hatte, ob Schuhwaren
angekommen ſeien, verfiel auf folgenden Trick. Als neuerdings
auf ſeine Anfrage wieder ein kühles „Nein“ der Verkäuferin
erfolgte, zog er einen Zwanzigmarkſchein aus der Taſche und
rig ihn der Verkäuferin mit den Worten ein: „Ach bitte,
ehen Sie doch einmal nach!“ Und ſiehe da, angenblicklich über

zog die Miene ſeines Gegenübers ein freundliches Lächeln, wäh
rend er ſelbſt gebeten wurde, in einen Nebenraum einzutreten.
Hier war er bald im Beſitz eines ſchönen Schuhpaares. Auf
die Frage nach dem Preiſe lvurde ein ſolcher von 32,50 Mk. ge
nannt. Der glückliche Beſitzer der Schuhe bezahlte mit dem
Bemerken: „So, dann bekommen Sie noch 12,50 Mk.“ und
verſchwand. Das verdutte Geſicht der Verkäuferin kann ſich
jeder ausmalen. Angeſichts ſolcher und ähnlicher Vorgänge,
beſonders aber des bekannten Austauſchs von Schuhen gegeButter, Eier und dergleichen, erhebt ſich die Forderung, ha

alle Gemeinden zur Einführung einer Kundenliſte oder ähnlicher
Kontrolleinrichtungen übergehen; damit würde dem
ſchleichhandel das Grab gegraben ſein.

Einem raffinierten Militärbefreinngs-Schwindel ſind die
Behörden in Lin z auf die Svur gekommen. Die Hauptrollen
ſpielten der Sanitätsfeldwebel Powolny, im bürgerlichen Leben
Küchenbegmter des Aſſgemeinen Krankenhauſes, der
fanteriſt Pfoſer, der Beſitzer eines Nachtkaffees, Oberndorfer,
und eine Pflegeſchweſter des Reſervehoſvitals im Verſorgungs-
hanſe. Dieſe Leute trieben das Geſchäft mit unerhörter Frech
heit und lange Zeit hindurch. Unter den Drückebergern, die auf
dieſe Weiſe vom Militärdienſt loszukommen vermochten, be
finden ſich gegen 10zahlungsfähige Geſhäftsleute
nnd Kriegsgewinnler von Linz und Umgegend, deren
Verhaftung bereits erfolgt oder angeordnet iſt. Die erwähnte
Pflegeſchweſter lieferte an das Garniſonſvital für die zurGeneralmuſterung in Frage kommenden Perſonen den N r

nierenkranker Patienten. Die Behörde wurde auf
dieſen Schwindel durch eine eiferſüchtige Frau aufmerkſam ge
macht, die Frau des Sanitätsfeldwebels Powolnv. Dieſer hatte
gegen ſeine Frau die Scheidungsklage eingereicht, worauf die
Frau die Anzeige erſtattete. Jn die Sache ſind auch wohlb abende Bauern aus der Umgene id verwickelt. Bisher
ſollen gegen 300 Anzeigen erſtattet w vrden ſein.

Das „gefüſſte“ Schaf. Cin abgeſtochenes S 4 dem be
hördlichen Kontrollorgan am Bahnhof Ried (Oberb.) durch ſeine
Leibesfülle auf. Man beſichtigte es und entdeckte, daß es am
Vauche zufammengenäht war. Vei der hierauf erfolgten Oeff
nung entnahm man dem Banche des Schafes einen Schin
ken undöKilogrammgeſelchtes Schweinernet,
Dieſe ſonderbaren „Jnnereien“ wurden beſchlagnahmt.

Wahlkreis Merſeburg- Querfurt (A. S. P. D.).
Zur Agitation für die U. S. P. D. gingen beim Parteiſekre

tariat folgende Beträge ein: Diſtrikt Kötſchau 26 83,10 Mk.,
27 27,90 Mk. Lützen 17 187 9,25 Mk. 17 488 83,85 Mk.ſ7 489 15,05 k. Schkeuditz 17 450 6 Mk.; 17 481 27,55
Mark; 17 482 14 Mk. 7 488 22 Mk. T 484 25 Mk.
Modelwitz 17 485 22,40 Mk. 17 486 11,40 Mk. Großlehna
17 495 14 Mk. Tollwitz 17 496 3 Mk. Laucha 17 407
2 Mk. Wehlitz 17 498 3,75 Mk.; Merera 17 490 15,
Mark; 17 491 15,50 Mk. 17 402 24,50 Mk. 17 4908

A. Sämiſch, Parteiſekretär.
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